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Bisherige  Fürsorge  für  die  Erwerbsschwachen. 

Bei  den  Erwerbsschwachen  handelt  es  sich  um  Personen,  denen  in 
irgendeiner  Richtung  die  Fähigkeit  mangelt,  unter  den  Bedingungen  des 
heutigen  Wirtschaftslebens  dauernd  aus  eigener  Kraft  zu  existieren. 
Nicht  immer  finden  sich  aber  derartige  Erwerbsschwache  in  einer 
wirtschaftlichen  Notlage.  Viele  werden  durch  Unterstützung  Angehöriger 
oder  von  Freunden  über  Wasser  gehalten;  in  den  mittleren  und  höheren  Ge- 
sellschaftsschichten vielfach  als  rein  konsumierende  Elemente,  in  klein- 
bürgerlichen Kreisen  und  besonders  in  der  Landwirtschaft,  wo  jede  Arbeits- 
kraft der  Familie  fremde  Hilfe  spart,  leisten  dagegen  die  Erwerbsschwachen 
nicht  Unwesentliches  im  Rahmen  der  Wirtschaftseinheit  der  Familie.  In 
ihr  ist  dem  Erwerbsschwachen  der  Kampf  um  den  Arbeitsplatz  erspart 
und  bei  der  Verteilung  der  mannigfachen  Arbeitsverrichtungen  ist  durch 
Berücksichtigung  seiner  besonderen  Fähigkeiten  ihre  rationelle  wirtschaft- 
liche Verwertung  meist  gewährleistet. 

Anders  wo  eine  derartige  Stütze  durch  die  Verbindung  mit  der  Familie 
fehlt.  In  solchem  Fall  besteht  für  einen  großen  Teil  der  Erwerbsschwachen 
die  Gefahr,  völlig  aus  dem  Wirtschafts-  und  Gesellschaftsorganismus 
herausgeschleudert  zu  werden;  infolge  häufiger  und  schließlich  dauernder 
Arbeitslosigkeit  oder  Unterbeschäftigung  wird  ihre  Arbeitskraft  in  un- 
wirtschaftlicher Weise  brachgelegt  und  sie  sinken  sozial  und  wirtschaftlich 
herab.  Hie  und  da  fristen  sie  ihr  Leben  durch  Gelegenheitsarbeiten  und 
in  „minderen  Berufen“  (Klumker). 

Diese  vom  sozialen  und  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkt  aus  un- 
günstig zu  beurteilenden  Wirkungen  beschränkter  Erwerbsfähigkeit  drängen 
die  Frage  auf:  Was  ist  bisher  geschehen,  diese  Wirkungen  abzuschwächen 
oder  aufzuheben?  Welche  Fürsorgeeinrichtungen  zur  Versorgung  und 
wirtschaftlich  produktiven  Verwertung  für  hilfsbedürftige  Erwerbsschwache 
gibt  es?  Und  in  welcher  Form,  auf  welcher  rechtlichen  Grundlage? 
Gewähren  diese  Einrichtungen  nur  vorübergehende  oder  auch  dauernde 
Versorgung?  In  welcher  Weise  und  mit  welchem  Erfolg  verwerten  sie 
die  Arbeitskraft  des  Erwerbsschwachen  zu  produktiven  Leistungen?  Wie 
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bewähren  sie  sich  als  Versorgungseinrichtung  für  Erwerbsschwache  dieser 
oder  jtner  Art? 

A isgeschaltet  bleiben  hier  alle  etwa  möglichen  Maßnahmen  zur  Ver- 
hütung der  beschränkten  Erwerbsfähigkeit  selbst. 

Nur  konsumtiven  Zwecken  dienen  einige  Einrichtungen  der  Armen- 
pflege und  Wohltätigkeit  zu  vorübergehender  Hilfe,  wie  Wärmehallen, 
gemein  lützige  Speiseeinrichtungen,  Obdachlosenheime.  In  den  Obdach- 
losenasflen  wird  bisher  noch  fast  nirgends  Arbeit  als  Gegenleistung  für 
die  Beherbergung  gefordert;  vgl.  die  Rundfrage  des  Statistischen  Landes- 
Amtes  in  München  bei  34  deutschen  Städten  mit  mehr  als  150000  Ein- 
wohner i aus  dem  Jahre  1909.  Durch  Einführung  von  Arbeitsforderung 

zweckn  äßig  reformierte  Obdachlosenheime  könnten  ähnlich  den  Wunder- 

• • 

arbeits!  tätten  zu  Sammlungs-,  Sichtungs-  und  Ubergangsstationen  für 
manche  der  sozial  und  wirtschaftlich  tiefstehenden  Gruppen  von  Erwerbs- 
schwac  len  werden. 

Eilige  Ansätze  zur  Vermittlung  längeren  Unterkommens  verbunden 
mit  Arl  leitsgelegenheit  durch  die  Asyle  bestehen  bereits.  Die  städtischen 
Obdacl  losenheime  in  Hamburg  und  Berlin  überweisen  gegen  Zahlung 
eines  I flegegeldes  Obdachlose  an  die  nahegelegenen  Arbeiterkolonien. 

Di  3 übrigen  Fürsorgeeinrichtungen,  die  hauptsächlich  Erwerbs- 
schwac  len  dienen,  fördern  entweder  nur  die  Verwertung  der  Arbeitskraft 
der  Hi  fsbedürftigen  durch  Arbeitsvermittlung,  Ermöglichung  von  Berufs- 
wechsel, durch  Arbeitsbeschaffung  oder  sie  gewähren  neben  Arbeits- 
gelegen beit  auch  Obdach  und  Unterhalt. 

A]  beitsvermittlungsstellen  für  Erwerbsbeschränkte,  die  auch  den 
Erwerl  sschwachen  zugänglich  sind,  bestehen  nur  wenige ; über  den  Erfolg 
läßt  si(h  noch  kein  Urteil  fällen.  Immerhin  eröffnen  sich  hier  Möglich- 
keiten rationeller  Ausnutzung  bisher  brachliegender  Arbeitskräfte,  die,  an 
den  re  ;hten  Platz  gestellt,  den  leistungsfähigeren  Arbeiter  zu  ersetzen 
und  ihn  für  Arbeiten  frei  zu  machen  vermögen,  durch  die  seine  Kräfte 
besser  ausgenutzt  werden. 

Di  .uernde  Beschäftigung  gewähren  mehrere  Städte  erwerbsschwachen 
Armen  durch  die  Besetzung  bestimmter  Arbeitsj)lätze  innerhalb  der 
städtis(hen  Verwaltung  mit  Minderleistungsfäbigen,  deren  Kräfte  gerade 
für  die  lort  geforderten  Arbeiten  ausreichen,  z.  B.  in  der  städtischen  Garten- 
und  Pa  ’kverwaltung,  zu  Reinigungsarbeiten,  im  städtischen  Bau-  und  Forst- 
wesen. (Vgl.  die  Rundfrage  in  den  Mitteilungen  der  Zentralstelle  des 
deutscl  en  Städtetages.  III,  Nr.  7 1911,  sowie  Hirschfeld,  Fürsorge  für 
erwerb;  beschränkte  Personen.  Zeitschrift  für  das  Armenwesen  XV,  10/11 
1914.) 
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Erwähnenswert  ist  das  \ orgehen  der  Bielefelder  Armenverwaltung. 
Sie  bemüht  sich,  durch  persönliche  Vermittlung  Erwerbsschwache  in  einem 
gewerblichen  Betriebe  oder  auf  dem  Lande  unterzubringen;  unter  be- 
sonderem Entgegenkommen  der  großen  Werke;  besonders  erfolgreich  ist 
die  Unterbringung  dadurch,  daß  die  Armen  Verwaltung  ihre  Zustimmung 
zu  der  Befreiung  des  Betreffenden  von  der  Krankenversicherungspflicht 
erteilt  und  damit  bei  den  allerdings  nicht  seltenen  Erkrankungen  die 
Kosten  ohne  Erstattungsauspruch  übernimmt.  In  anderen  Ausnahmefällen 
sind  auch  schon  Lohnzuschüsse  gewährt  worden,  und  zwar  in  der  Weise, 
daß  die  Stadt  an  die  Arbeitgeber  den  vereinbarten  Zuschuß  abführte, 
der  dadurch  in  den  Stand  gesetzt  wurde,  den  üblichen  Lohn  zu  zahlen. 

Verschiedene  Städte  beschäftigen  beschränkt  erwerbsfähige  Personen 
teilweise  zu  verkehrsüblichen,  teilweise  zu  niedrigen  Löhnen,  jedenfalls 
aber  meist  zu  einem  Lohn,  der  eine  die  Armenunterstützung  übersteigende 
Einnahme  bedeutet,  in  besonderen  Arbeitsstätten  mit  gewerblichen  Arbeiten 
verschiedenster  Art;  z.  B.  in  Duisburg  mit  gutem  finanziellen  Erfolg. 
(Vgl.  Mitteilungen  der  Zentralstelle  des  Deutschen  Städtetages  a.  a.  0.) 

Lohnhöhe,  Entlöhnungsmethoden,  Verrechnung  und  Deckung  der  aus 
der  Lohnzahlung  entstehenden  Kosten,  verlangte  Mindestleistung,  Arbeits- 
zeit sind  in  den  einzelnen  Städten  verschieden. 

Den  städtischen  Arbeitsstätten  gleichen  die  Einrichtungen  gemein- 
nütziger Vereine  wie  auch  die  Arheitshöfe  der  Heilsarmee.  (Vgl.  Glasen, 
Der  Salutismus.  S.  242,  erschienen  unter  den  Schriften  „Zur  Soziologie 
der  Kultur“;  herausgegeben  von  Alfred  Weber.  Heidelberg.  Jena  1913.) 
' V orübergehende  Beschäftigung  gewähren  „beschäftigungslosen  Arbeitern 

der  Feder  und  Schreibmaschine  und  verwandter  Berufszweige“  die  seit  1911 
zu  einem  Verband  deutscher  gemeinnütziger  Schreibstuben  zusammen- 
geschlossenen Schreibstuben,  die  teils  städtische,  teils  Vereinseinrichtungen 
bilden.  (Vgl.  zum  Folgenden  die  Protokolle  der  Vorstandssitzungen  des 
Verbandes  von  1913  und  1914,  sowie  Heft  1 der  Mitteilungen  des  Ver- 
bandes deutscher  gemeinnütziger  Schreibstuben.  Essen/Ruhr  1911.)  1914 
j bestanden  in  Deutschland  39  gemeinnützige  Schreibstuben.  Sie  sind 

Sammelstellen  von  Schreibarbeiten,  zu  deren  Anfertigung  den  Auftrag- 
gebern die  Zeit  oder  der  Raum  fehlt.  Neben  Arbeiten  für  Private 
werden  ihnen  Schreibarbeiten  von  Gerichten  und  Stadtverwaltungen  über- 
mittelt. Auch  städtische  und  staatliche  Verwaltungen  nehmen  Aushilfs- 
kräfte und  ständige  Schreibkräfte  aus  den  Schreibstuben. 

, Nur  wenige  Schreibstuben  decken  die  Verwaltungskosten  ganz  aus 

den  Betriebseinnahmen;  sie  werde»  ergänzt  u.  a.  durch  Barzuschüsse 
aus  städtischen  Mitteln,  durch  Beihilfen  von  Handelskammern,  kauf- 
männischen Angestelltenverbänden,  Fürsorgevereinen,  Arbeitsnachweis- 
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vereinen  usw.  In  Neukölln  werden  sämtliche  Kosten  von  der  Stadtver- 
waltung getragen,  so  daß  der  Arbeitsverdienst  unverkürzt  den  Stellenlosen 
zugute  commt.  24  Schreibstuben  beschäftigten  1913  4612  stellenlose 
Persone:  1 und  zahlten  368000  M.  Arbeitslöhne  an  sie.  Der  durchschnittliche 
Arbeits^  erdienst,  etwa  3 M.,  wird  dadurch  herabgedrückt,  „daß  sich  unter 
den  Be  schäftigten  stets  Mindererwerbsfähige  befinden,  deren  geringe 
Leistung  en  den  Durchschnitt  ungünstig  beeinflussen.“  (Reichen,  Schreib- 
stuben Jür  Stellenlose.  1914,  Zürich.  S.  14.) 

191 1 waren  von  36  Schreibstuben  9 mit  Heimen  verbunden.  Prof. 
Klumkjr  (Zeitschrift  für  das  Armenwesen  1914)  würdigt  die  Bedeutung 
der  inneren  Entwicklung  dieses  Fürsorgezweiges  besonders  für  die  Erwerbs- 
schwach ?n:  „Bei  gründlicher  Durchführung  geschäftlicher  Grundsätze  er- 
wachsen ihm  weitere  Ziele“ : nämlich  die  Ausbildung  „neuer  Formen  der 
Arbeits^  ermittlung,  die  hier  nicht  nach  Zeugnissen  und  Empfehlungen, 
sondern  auf  Grund  eigener  Arbeitserprobung  erfolgt,  und  bisweilen  dazu 
führt,  d )u  einzelnen  anders  einzustellen  oder  für  andere  Arbeit  zu  bilden. 
Die  Be  ufsausbildung  und  Umschulung  Erwachsener  wird  hier  in  zwar 
ganz  be  icheidenen  Anfängen  praktisch  versucht.“ 

Eil  Mangel  ist  die  geringe  Zahl  der  bisher  genannten  Fürsorgeein- 
richtung jn,  ferner  ihre  primitiven  Arbeitsmöglichkeiten,  die  den  Ansprüchen 
qualifizl ;rter  Arbeitskräfte  nicht  genügen,  das  Fehlen  einer  umfassenderen, 
planmäßig  organisierten  Ausbildung  der  vorhandenen  Fähigkeiten,  ev.  zu 
einem  aideren  Beruf,  wie  sie  z.  B.  auch  bei  Webb  (Problem  der  Armut 
S.  89ff.  I gefordert  wird.  Scbließlich  kommen  die  Einrichtungen  nur  für 
die  in  Betracht,  die  sie  aus  eigenem  Antrieb  benutzen  und  die  nur  der 
Anweisung  von  Arbeit  bedürfen,  um  ein  geordnetes,  arbeitsames  Leben 
zu  führen. 

Die  folgenden  Einrichtungen  gewähren  nicht  nur  Arbeit,  sondern  auch 
Obdach  und  Unterhalt.  Hierher  gehören  vor  allem  Wanderarbeitsstätten, 
Arbeite]  kolonien,  Armenkolonien,  Armenanstalten. 

Ihr } Arbeitseinrichtungen  sind  nicht  nach  verkehrsüblichen  Methoden 
gestaltet ; sie  gewähren  Obdach  und  Nahrung  gegen  Ableistung  von  Arbeit, 
d.  h.  Le  stung  und  Gegenleistung  findet  statt  im  Wege  des  Naturaltausches, 
demgeg(  nüber  die  bar  gezahlte  Arbeitsprämie  nur  eine  unwesentliche  Zu- 
satzleist mg  bedeutet.  Das  Maß  der  Fürsorgeleistungen  übersteigt  vielfach 
das  der  .Arbeitsleistung,  da  das  erstere  sich  nicht  nach  der  Leistung,  sondern 
nach  dem  Bedürfnis  des  zu  Versorgenden  richtet. 

Wi  hrend  die  Arbeiter-  und  Armenkolonien  freiwillige  Einrichtungen 
der  Pri  ratwohltätigkeit  sind,  beruhen  die  Armenversorg-  und  -arbeits- 
anstalte  i als  Einrichtungen  der  öffentlichen  Armenpflege  und  zum  großen 
Teil  au(  h die  Wanderarbeitsstätten  auf  armenrechtlicher  Grundlage. 
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Soweit  die  Erwerbsschwachen  — wie  bei  den  Ärmsten  und  Hilflosesten 

unter  ihnen  sehr  häufig  — armenrechtlich  hilfsbedürftig  sind,  hat  die  Armen- 
verwaltung die  Pflicht  der  Fürsorge.  Nach  §28  UWG.  vom  5.  Juni  1870 
muß  jedem  hilfsbedürftigen  Deutschen  von  seinem  Ortsarmenverband  u,  a. 
Obdach,  der  unentbehrliche  Lebensunterhalt,  in  Krankheitsfällen  die  un- 
entbehrliche Pflege  gewährt  werden;  mit  der  Pflicht,  den  arbeitsfähigen 
Armen  möglichst  zur  Arbeit  heranzuziehen.  Zur  vorläufigen  Unterstützung 
ist  die  Gemeinde  verpflichtet,  in  der  die  Hilfsbedürftigkeit  eintritt. 

Besonders  folgenschwer  erwies  sich  der  § 28  für  die  Lage  der  erwerbs- 
schwachen Wanderarmen,  da  die  kleinen  Ortsarmen  verbände  die  gesetz- 
liche Pflicht  zur  vorläufigen  Unterstützung  ortsfremder  Hilfsbedürftiger 
von  sich  abzuwälzen  strebten  und  diese  Armen,  mit  einem  kleinen  Zehr- 
pfennig versehen,  möglichst  rasch  abzuschieben  suchten.  Infolge  davon 
gerieten  besonders  die  arbeitsschwachen  Wanderarmen  in  großes  Elend, 
Es  schwoll  das  Heer  der  arbeitsscheuen  Vagabunden,  und  die  Verur- 
teilungen wegen  Betteins,  Landstreichens  und  Arbeitsscheu  häuften  sich. 
Trotz  dieser  sogar  von  Regierungsseite  mehrfach  zugegebenen  furchtbaren 
Wirkung  des  „Massenmörders“,  wie  Bodelschwingh  den  § 28  bezeichnete, 
steht  er  auch  heute  noch  in  Kraft;  gleichwohl  fehlt  es  aber  infolge 
mangelnder  finanzieller  Leistungsfähigkeit  der  kleinen  Armenverbände 
immer  noch  an  ausreichenden  Versorgungsmöglichkeiten  für  ortsfremde 
Personen  ohne  Unterhaltsmittel  und  Obdach. 

Die  Einrichtung  der  inzwischen  zur  Abhilfe  geschaffenen  Wander- 
arbeitsstätten ist  in  Preußen  nur  fakultativ  und  daher  nicht  allgemein. 
Dazu  kommt,  daß  diese  ebensowenig  wie  die  privaten  Arbeiterkolonien 
und  die  übrigen  Anstalten  der  öffentlichen  Armenpflege  die  Möglichkeit 
besitzen,  die  vielen  ihre  Hilfe  in  Anspruch  Nehmenden,  die  vor  allem 
der  Erziehung  zur  Seßhaftigkeit  und  zu  selbständiger  geordneter  Lebens- 
führung bedürften,  festzuhalten.  Liegen  doch  die  Mängel  der  jetzigen 
Versorgung  neben  der  Neigung  der  Armenverbände  zum  Abschieben, 
mindestens  ebenso  sehr  in  der  Abneigung  der  Hilfsbedürftigen,  sich  helfen 
zu  lassen. 

Die  Wanderarbeitsstätten  haben  nach  § 2 des  Preuß.  Wanderarbeits- 
stätten-Gesetzes  vom  29.  Juni  1907  die  Aufgabe,  mittellosen  arbeitsfähigen 
Männern,  die  außerhalb  ihres  Wohnortes  Arbeit  suchen,  Arbeit  zu  ver- 
mitteln und  vorübergehend  (meistens  bis  zu  zwei,  in  der  Provinz  Branden- 
burg bis  zu  14  Tagen)  gegen  Arbeitsleistung  Beköstigung  und  Obdach 
zu  gewähren. 

Wanderarbeitsstätten  bestehen  in  einigen  preußischen  Provinzen  als 
Einrichtungen  der  Kreise;  außerdem  in  Württemberg,  Baden  und  der 
Schweiz.  Die  englischen  casual  wards,  armenpolitische  Einrichtungen 
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zur  Be  lerbergung  mittelloser  Wanderer,  haben  Ähnlichkeit  mit  ihnen. 
Die  Be  jchäftigung  in  diesen  Wanderarheitsstätten  ist  z.  T.  die  gleiche 
wie  in  c en  Arbeitsstätten  der  Städte  und  gemeinnützigen  Vereine.  — Unter 
den  den  Ischen  Einrichtungen  verdient  die  in  Westfalen  seit  1903  bestehende 
Zweiteilung  zwischen  Wanderarheitsstätte  und  polizeilicher  Arbeitsstätte 
Erwähn  ing.  Die  letztere  nimmt  die  nicht  auf  Grund  der  Wanderordnung 
Wandelnden  als  obdachlos  auf  und  verpflegt  sie  ihrerseits  gegen  Arbeit. 
(Rickin  j a.  a.  0.  S.  87  ff.)  Die  keinen  Anmeldeschein  beizubringen  ver- 
mögen, werden  in  die  nächste  Arbeiterkolonie  befördert,  um  sich  dort 
durch  ' ierwöcheutliche  Arbeit  den  Wanderschein,  der  den  ordentlichen 
Wandeier  legitimiert,  zu  erwerben.  Durch  dies  Verfahren  wird  es  ver- 
mieden, die  ungeordneten  Wandererarmen  wieder  auf  die  Landstraße  zu 
stoßen.  Für  eine  wirksame  Wanderfürsorge  erscheint  eine  derartige 
Zweitei  ung  durchaus  notwendig. 

Dil!  Bedeutung  der  Wanderarbeitsstätten  für  die  Erwerbsschwachen, 
soweit  sie  arbeitslose  Wanderarme  sind,  liegt  nicht  in  der  übrigens  wenig 
erfolgreichen  arbeitvermittelnden  Tätigkeit  dieser  Einrichtungen,  sondern 
in  ande  -er  Richtung.  Ein  Nachteil  der  Wanderarheitsstätten  ist  die  Gefahr 
der  Zü(htung  des  Gelegenheitsarheitertums  und  der  Wanderarbeitsstätten- 
bummle  r bei  mangelnder  Kontrolle.  Den  Erwerbsschwachen  ermöglichen 
sie  abe:  andererseits,  ihre  Arbeitswilligkeit  in  etwa  zu  beweisen.  Sie 
können  somit  die  Scheidung  jener  von  den  Arbeitsscheuen  erleichtern.  Sie 
bieten  f 3rner  vorübergehenden  Schutz  vor  dem  Hinabsinken  in  das  Stromer- 
tum  uni  eine  Unterstützung  bei  den  allerdings  häufig  vergeblichen  Ver- 
suchen les  Erwerhssch wachen,  einen  Platz  im  Wirtschaftsleben  zu  erlangen. 

Ei  le  geregelte,  gleichmäßig  durchgeführte  Wanderfürsorge  mittels 
Wände  -arbeitsstätten  könnte  also  die  Grundlage  der  Fürsorge  bilden  für 
die  Eruerbsschwachen  unter  den  wandernden  Arbeitslosen;  um  alle  vor- 
aussich lieh  dauernd  zu  freier  Erwerbsarheit  Untauglichen  unter  ihnen, 
die  imiier  wieder  in  den  Wanderarheitsstätten  auftauchen,  auszusondern 
und  in  geeignete  längere  oder  dauernde  Fürsorge  zu  bringen;  dazu  be- 
dürfen die  Wanderarheitsstätten  aber  in  vielen  Fällen  notwendig  eines 
ihnen  bisher  fehlenden  administrativen  Zwangsrechtes.  (Vgl.  auch  Fiesel, 
Fürs^’-pe  für  Halbe  Kräfte,  1908,  a.  a.  0.  S.  25  und  Luppe  und  Seil, 
Die  Beiandlung  erwerbsbeschränkter  und  erwerbsunfähiger  Wanderarmen, 
1908.) 

Ansätze  zur  Aussonderung  erwerbsschwacher  Elemente  aus  den 
Wanderarheitsstätten  und  ihre  Unterbringung  in  Arbeiterkolonien  und 
Armen  läusern  bestehen  in  Hessen-Nassau,  Brandenburg,  Westfalen.  Der 
Mange]  ausreichender  gesetzlicher  Handhaben  hierzu  wird  vielfach  be- 
klagt. — 


I 


7 


Einrichtungen  zu  vorübergehender  unentgeltlicher  Aufnahme  oder 
gegen  Arbeitsleistung  für  bedürftige  weibliche  Personen  sind  sehr  selten. 
Einige  gemeinnützige  Vereine  haben  den  Männerarbeitsstätten  analoge 
Frauenarbeitsstätten  ins  Leben  gerufen;  konfessionelle  Vereine  haben 
„Zufluchtsheime“  und  „Vorasyle“  geschaffen.  In  das  Zufluchtsheiin  der 
Berliner  Stadtmission  z.  B.  kommen  Frauen  und  Mädchen  teils  freiwillig,  teils 
bringt  die  Polizei  sie  als  Trinkerinnen,  Prostituierte  oder  Gefährdete  dort  unter, 
bis  dauernd  für  sie  gesorgt  ist.  Dies  geschieht  durch  Arbeitsvermittlung, 
Zurückführen  zu  den  Angehörigen,  durch  Bestellung  eines  Fürsorgers, 

• durch  Unterbringung  in  eine  ebenfalls  der  Stadtmission  gehörige  ländliche 
Arbeiterinnenkolonie.  Den  Erfolg  der  Arbeit  an  den  Mädchen  beurteilte 
die  Leiterin  ungünstig,  ln  vielen  Fällen  erscheine  es  unverantwortlich, 
solche  Mädchen  bald  wieder  sich  selbst  überlassen  zu  müssen.  Ein  gesetz- 
liches Mittel,  sie  länger  unter  Obhut,  unter  der  sie  sich  häufig  ordentlich 
und  fleißig  führen,  behalten  zu  können,  wäre  sehr  wertvoll. 

Spa  Road,  ein  typisches  Arbeitsheim  der  Heilsarmee,  im  südlichen 
London  gelegen,  ist  die  größte  jener  Anstalten  (.500  Plätze)  in  der  Heils- 
armee, die  der  General  Booth  „Elevatoren“  bezeichnete,  weil  sie  bestimmt 
sind,  den  Verwahrlosten  die  erste  Beschäftigung  — Sortieren  von  Abfall- 
papier, neben  Schreinerei  und  Blechbüchsenindustrie  für  den  eigenen  Be- 
darf der  Armee  — zu  bieten  und  sie  wieder  an  geordnete  Tätigkeit  zu 
gewöhnen.  Von  dort  aus  erfolgt  die  \ ermittlung  einer  Arbeitsstelle  oder, 
wenn  längere  Besserung  nötig  ist,  die  Unterbringung  in  die  ländliche 
Arbeiterkolonie  der  Armee  in  Essex.  „Ein  eigentlicher  Gewinn  ist  bei 
dem  Unternehmen  bis  jetzt  nicht  herauszuschlagen  gewesen.  Mau  ist, 
wie  überall  in  der  Sozialarbeit,  schon  zufrieden,  daß  es  sich  im  ganzen 
selbständig  erhält.“  (Glasen,  Der  Salutismus,  a.  a.  0.) 

Arbeiterkolonien. 

Im  Zusammenhang  mit  den  Bestrebungen  der  ursprünglich  ebenfalls 
aus  privater  Initiative  hervorgegangenen  W^anderarbeitsstätten  sind  die 
deutschen  Arbeiterkolonien  entstanden.  Ihr  Zweck  ist,  arbeitslosen,  arbeits- 
willigen und  arbeitsfähigen  Männern  ohne  Unterschied  des  Standes  und 
der  Konfession  Wohnung  und  Unterhalt  gegen  Arbeitsleistung  zu  bieten. 

Entstanden  ist  die  erste  Arbeiterkolonie  Wilmersdorf  in  der  Senne 
im  Jahre  1882  als  eine  Schöpfung  des  um  diese  Fürsorge  hochverdienten 
Pastors  F.  v.  Bodelschwingh,  zur  Bekämpfung  des  Vagabundentums 
und  der  Arbeitslosigkeit. 

Die  Beteiligung  an  der  Bekämpfung  der  Vagabundennot  war  schon 
früh  von  J.  H.  von  Wiehern  als  eine  dringend  notwendige  Aufgabe  der 
von  ihm  ausgebildeten  Brüder  des  Rauhen  Hauses  erkannt  worden.  (\  gl. 
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die  Zäitschrift  „Die  Arbeiterkolonie  1885/86.^)  Das  Vorbild  Belgiens 
scheii  t mit  die  Anregung  zur  Begründung  der  deutschen  Arbeiterkolonien 
gegebm  zu  haben.  In  der  Schrift:  „Die  Arbeiterkolonie  Wilhelmsdorf 
1882--88,“  Bethel  1889,  beißt  es,  daß  Schlosser  im  Jahre  1879  bereits 
auf  d e Begründung  landwirtschaftlicher  Kolonien  zur  Beschäftigung  der 
Arbei;slosen  hin  wies,  wie  solche  schon  in  den  30  er  Jahren  in  Belgien  ein- 
gerichtet worden  waren.“  (Schlosser,  Die  Vagabundennot,  Bethel  1879.) 

I*aß  Bodelsch  wingh  von  Anfang  an  die  Kolonie  als  eine  besondere 
Notw(  ndigkeit  für  schwächere  und  geschwächte  Elemente  erkannt  hatte, 
beweisen  seine  Worte  in  Karlsruhe  1884.  (Ricking  S.  48/49.) 

1.  „Die  Kolonie  ist  ein  Sicherheitshafen  für  alle  auf  der  hohen  See 
im  Strrm  oder  Windstille  beschädigten  Fahrzeuge,  die  einer  längeren  und 
gründ  icheren  Reparatur  bedürftig  sind,  als  die  Verpflegungsstationen  sie 
ihnen  bieten  können.  Sie  sollen  sich  auf  der  Kolonie  neue  Kleider  Ver- 
diener und  die  Gelegenheit  abwarten,  Arbeit  zu  erhalten. 

2 Die  Kolonien  dienen  allen  entlassenen  Gefangenen,  soweit  sie 
zwisch  m ihrem  Gefängnis  und  dem  Antritt  eines  neuen  Berufes  erst  eine 
Zwiscl  enpause  haben  müssen,  in  der  sie  sich  einen  guten  Namen  wieder 
erwerlen  können,  so  daß  es  doch  nicht  mehr  heißt,  daß  sie  direkt  aus 
dem  Crefängnis  kommen. 

3.  Am  meisten  und  längsten  bedürfen  diese  Wohltat  alle  Unglücklichen, 
welche  auf  den  Landstraßen  und  io  den  Vagabundenherbergen  planmäßig 
an  der  Branntwein  gewöhnt  sind  und  erst  durch  längere  gründliche  Kur 
wieder  zu  brauchbaren  Gliedern  der  menscblichen  Gesellschaft  werden 
könnei . Die  Säufer  halten  sich  in  der  Kolonie  meist  ganz  musterhaft, 
sie  brajchen,  um  wieder  mit  einiger  Sicherheit  entlassen  werden  zu  können, 
durchs  jhnittlich  die  zweifache  Zeit  als  die  beiden  vorgenannten  Klassen. 

4.  Für  die  Zukunft,  wenn  einmal  die  drei  vorhergehenden  Klassen, 
wie  sir.her  zu  hoffen  ist,  die  Kolonien  nicht  mehr  füllen  sollten,  werden 
dieselbän  eine  barmherzige  Stätte  sein  für  allerlei  halbierte  Kräfte,  für 
Krüpp  )1  aller  Art,  welche  die  Gemeinden  jetzt  von  sich  abstoßen,  auf 
die  La  idstraße  schieben,  und  mit  welchen  die  Gefängnisse  bevölkert  sind.“ 

D e Frage  der  Behandlung  der  schwachen  Elemente,  die  sich  den 
Gefahr  30  und  Kämpfen  im  freien  Leben  nicht  gewachsen  erweisen  und 
immer  vieder  in  die  Kolonien  zurückkehren,  der  körperlich  Arbeitsschwachen, 
der  „z  i wenig  Begabten“  bis  herab  zu  den  leicht  Schwachsinnigen,  zieht 
sich  all  ein  Hauptproblem  durch  alle  Verhandlungen  des  Zentralvorstandes 
der  Ar  )eiterkolonien,  der  Koloniehausväterkonferenzen,  durch  alle  Kolonie- 
jahresl  erichte  hindurch. 

0 )wohl  man  durch  diese  erwerbsschwachen  Elemente  den  ursprünglichen 
Charali  ter  der  Kolonie  gefährdet  sieht,  kann  man  sich  ihrer  Not  nicht  ver- 
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schließen  und  nimmt  sie  immer  wieder  auf  nach  dem  Bodelschwinghschen 
Grundsatz,  keinen  Bittenden  abzuweisen. 

„Hatte  man  bei  der  Gründung  der  Arbeiterkolonien  mehr  an  den 

• • 

Uberschuß  als  an  den  Ausschuß  gedacht,  so  hat  doch  die  Erfahrung 
gezeigt,  daß  sich  ihnen  bei  normaler  wirtschaftlicher  Gesamtlage  fast  nur 
„Ausschuß“  zuwendet;  dies  ist  auch  der  „richtige  und  naturgemäße 
Zustand  entsprechend  der  Stellung  der  Arbeiterkolonie  als  Aschenbrödel 
unter  den  Arbeitgebern,  das  alles  nimmt,  wofür  die  andern  sich  bedanken.“ 
(Mörchen,  im  „Wandrer“,  1902.) 

Im  Laufe  der  Jahre  haben  sich  nun  verschiedene  Kolonien  zu  einem 
ganzen  Anstaltssystem  entwickelt,  dessen  wesentliches  Merkmal  eine  differen- 
zierende Behandlung  der  verschiedenen  Menschenkategorien  bildet.  Es 
bestehen  besondere  Abteilungen  für  noch  arbeitsfähige  Greise,  für  Trinker, 
Pensionärheime  und  Halbpensionärabteilungen  zu  „halben  Preisen“  für 
gescheiterte  Existenzen  aus  den  gebildeten  Ständen,  Abteilungen  für 
Jugendliche,  ferner  solche  für  die  „ständig  zum  Rückfall  geneigten 
Schwachen“,  in  denen  sie  zum  längeren  Aufenthalt  verpflichtet  werden. 
In  den  von  1904  ab  errichteten  Brandenburgischen  Provinzial- Wander- 
arbeitsheimen sondert  man  die  Unterzubringenden  teilweise  nach  ihrer 
Arbeitsbefähigung.  Man  kann  die  Geschichte  der  Arbeiterkolonien  ge- 
radezu als  eine  Geschichte  der  Anpassungsversuche  der  Fürsorge  an  die 
besondere  Art  der  Hilfsbedürftigkeit  arbeits-  und  erwerbsschwacher  Menschen 
bezeichnen.  Im  Gegensatz  zu  den  bisher  durch  private  Vereine  errichteten 
übrigen  Arbeiterkolonien  besitzen  die  Provinzialheime  die  Möglichkeit 
administrativer  Zwangsmaßnahmen  gegenüber  den  Insassen  (vgl.  die 
„allgemeinen  Bestimmungen“  des  Wanderarbeitsheims  Strausberg). 

Unter  den  Aufnahmebestimmungen  heißt  es  unter  anderem:  „das 
erste  Arbeiterzufluchtsheim  der  Provinz  Brandenburg  zu  Strausberg  ist 
bestimmt : 

1.  für  ziel-  und  zwecklos  wandernde  Landstreicher  innerhalb  der 
Kreise  Oberbarnim,  Lebus  und  Beeskow-Storkow  als  Schutzhaft  i.  S.  des 
Antrages  v.  27.  Febr.  1904  auf  dem  Provinziallandtag, 

2.  für  Arbeitslose  aber  Arbeitswillige  zu  neuen  Lebensstellungen, 

3.  für  nicht  völlig  Erwerbsfähige,  die  noch  nicht  die  Qualifikation 
der  landarmen  Pfleglinge  haben,  als  Zufluchtshafen. 

Die  Arbeitei kolonien  und  die  Wanderarbeitsheime  dienen  nur  zu 
einem  kleinen  Teil  den  vorübergehend  Arbeitslosen,  vollkommen  Arbeits- 
fähigen. In  der  Hauptsache  ist  die  Arbeiterkolonie  heute  „für  Erwerbs- 
schwache der  unteren  Volksschichten  — nicht  bloß  für  die  auf  Wanderschaft 
geratenen  — tatsächlich  eine  auf  Halbe  Kräfte  zugeschnittene  freiwillige 
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Versor jungsanstalt.“  (Fiesel,  43.  Jahresbericht  des  Ev.  Vereins  zu 
Hauno  ?er,  1908,  S.  20.) 

„Hewahrung  vor  dem  Absturz  in  das  Yagabuudentum“  ist  ihre  vor- 
nehmli:he  Bedeutung.  Im  allgemeinen  werden  die  Arbeiterkolonien  von 
den  Läitern  als  der  geeignete  Platz  zu  dauerndem  Aufenthalt  für  die 
vielen  erwerbsschwachen,  körperlich  nicht  vollwertigen  Kräfte  angesehen. 
„Gerade  für  diese  Kategorie  bedauernswerter  Menschen  sind  unsere  Kolonien 
zu  grö Mer  Wohltat  geworden.“  (Sitzung  des  Zentralvorstandes  deutscher 
Arbeit  arkolonien,  1910.) 

Die  Bereitwilligkeit,  die  Kolonisten  auch  dauernd  oder  wenigstens 
längen  Zeit  zu  behalten,  besteht,  soviel  ich  in  Erfahrung  zu  bringen 
vermo<  hte,  grundsätzlich  bei  allen  Kolonien;  darüber  hinaus  bemüht  man 
sich  v:  eifach  mit  Erfolg,  sie  zu  längerem  Aufenthalt  zu  bewegen. 

Die  eigentlichen  Sorgenkinder  der  Kolonien  sind  auch  heute  noch 
die  W llensschwachen,  Haltlosen,  die  immer  wieder  die  Kolonien  als  zeit- 
weiligt  n Zufluchtsort  aufsuchen,  um  sie  nach  kurz<jr  Zeit  ziellos  zu  ver- 
lassen. Ihnen  gegenüber  kann  daher  die  Kolonie  ihrer  Aufgabe  der 
Erziehung  der  Kolonisten  zu  Arbeitsamkeit  und  selbständiger  Existenz 
nicht  gerecht  werden;  weil  dazu  ein  längerer  Kolonieaufenthalt  notwendig 
wäre.  Diesen  suchen  die  Kolonien  zu  erreichen  durch  die  fast  überall 
eingef  ihrte  Praxis,  die  Kolonisten  bei  ihrer  Aufnahme  zu  einer  bestimmten 
Aufen  .haltsdauer  — meist  3 — 4 Monate  — kontraktlich  zu  verpflichten. 
(Vgl.  luch  Weller:  im  „Wanderer“,  1914  Nr.  9.) 

1 1 der  Berliner  Arbeiterkolo  nie  wird  denen,  die  sich  freiwillig  zu 
länger  ;m  Aufenthalt  verpflichten,  soweit  sie  im  eigenen  Betrieb  der  Anstalt 
beschi  ftigt  sind,  ein  fester  Lohn  zugesichert  neben  einer  von  dem  Be- 
tragen abhängigen  Zusatzprämie. 

„Die  Heimatkolonie  Schäferhof  in  Holstein  — sie  beherbergte  1914 
ständig  140  Kolonisten  — , will  solchen  Männern,  welchen  es  trotz  Ge- 
sundheit und  Arbeitsfähigkeit  an  der  Kraft  zu  selbständiger  und  geordneter 
Leben  äführung  gebricht,  gegen  Arbeitsleistungen  dauernd,  wenn  nötig 
lebens.änglich  Aufnahme  gewähren.“  (Vgl.  die  Jahresberichte  der  Kolonie.) 

Las  Charakteristische  an  der  Form  der  Heimatkolonie  ist  die  be- 
soude  s lange,  freiwillig  einzugehende  Verpflichtungszeit  von  1 Jahr  bei 
erstmi  liger,  von  2 Jahren  bei  zweimaliger,  von  3 Jahren  bei  dreimaliger 
AufuE  hme  eines  Kolonisten  als  Bedingung  des  Eintritts. 

Der  Erfolg  hat  ergeben,  daß  die  kontraktliche  Verpflichtung  als  Mittel 
der  E rziehung  zur  Seßhaftigkeit  in  den  Fällen  nicht  genügt,  in  denen  es 
sich  im  die  Haltlosen,  die  geistig  oder  moralisch  nicht  vollwertigen  Er- 
werbs chwachen  handelt.  Sie  finden  auf  die  Dauer  weder  die  Kraft  zu 
selbst  indiger  Existenz  im  freien  Leben,  noch  besitzen  sie  die  Einsicht  in 


11 


ihr  eigenes  Unvermögen  und  die  Entschlußkralt,  freiwillig  länger  oder 
dauernd  in  einer  Arbeiterkolonie  unter  fürsorgerischer  Leitung  zu  arbeiten 
und  zu  leben.  Sie  beweisen  durch  ihr  unstetes  und  ungeordnetes  Leben, 
daß  sie  nur  mit  Zwangsmitteln  irgendwelcher  Art  zu  Arbeitsamkeit  und 
einem  geordneten  Leben  zu  bringen  sind.  Die  Arbeiterkolonien,  deren 
Charakter  die  Freiwilligkeit  ist,  erstreben  nach  wie  vor  als  Endziel  die 
Entfernung  dieser  Elemente  aus  der  Kolonie,  auch  da,  wo  sie  durch  Zwang 
an  längeren  Kolonie-Aufenthalt  gebunden  sind. 

Gegenwärtig  befinden  sich  zwar,  wie  mir  der  Leiter  der  Kolonie  ♦ 
Freistatt,  P.  Kirsch sieper,  mitteilte,  stets  eine  ganze  Anzahl  von  ent- 
mündigten oder  mit  Zwang  untergebracliten  Pfleglingen  in  den  Kolonien 
— d.  h.  jedenfalls  in  den  Bodelschyriughschen  — , und  zwar  auch 
solche,  die  auf  Veranlassung  von  Behörden  dorthin  gekommen  sind. 

Gleichwohl  befürworten  die  Kolonien,  daß  mit  Hilfe  einer  Änderung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  besondere  Einrichtungen  getroffen  w’erden, 
wie  es  schon  der  verstorbene  P.  v.  Bodelschw'ingh  gefordert  hatte, 
nämlich  daß,  w^er  durch  mehrmalige  Verurteilung  zu  korrektioneller  Nach- 
haft seine  Unfähigkeit  zu  selbständigem,  geordnetem  Leben  bewiesen  hat, 
bis  zu  5 Jahren  in  besonderen  Kolonien  untergebracht  wird.  In  ihrer 
Einrichtung  und  Verwaltung  könnten  sie  den  heutigen  freien  Kolonien 
ähneln,  nur  daß  die  Insassen  den  Entmündigten  gleichstehen,  die  nicht 
ohne  Erlaubnis  ihren  Aufenthalt  verlassen  dürfen.  Eine  sorgsame  all- 
mähliche Erziehung  zu  größerer  E’reiheit  mußte  das  Ziel  sein,  um  so 
wenigstens  einen  Teil  der  Leute  fähig  zu  machen,  später  wieder  ins  Leben 


hinaus  zu  treten.“ 

Die  gesetzliche  Handhabe  dazu  muß  der  Staat  schaffen;  die  freie 
Liebestätigkeit  mag  die  Arbeit  an  diesen  Zwangsfürsorgebedürftigen  über- 
nehmen. (F.  V.  Bodelschwingh,  Soziale  und  wirtschaftliche  Leistungen 

der  Arbeiterkolonien.  1913.) 

Solange  derartige  Spezialkolonien  noch  nicht  bestehen,  sind  die 
Kolonien  bereit,  auch  Entmündigte  und  mit  Zwang  Untergebi achte  für 
längere  Dauer  zu  behalten.  So  bemühen  sich  besonders  die  Bodelschwingh- 
schen  Anstalten,  sich  mit  den  Angehörigen  und  mit  zuständigen  Behörden  in 
Verbindung  zu  setzen,  um,  da  sie  am  besten  zur  Beurteilung  des  einzelnen 
Falles  imstande  sind,  diesen  Stellen  die  Beantragung  der  Entmündigung 
von  Kolonisten,  die  derselben  bedürfen,  nahezulegen.  Auch  die  Branden- 
burgischen  Provinzial-Wanderarbeitsheime  halten  die  Entmündigung  in 
vielen  Fällen  für  notwendig.  „Das  Gros  der  Leute  ist  minderwertig,  es 
fehlt  ihnen  die  rechte  Energie,  auch  die  harten  Seiten  des  Lebens  zu  er- 


tragen und  durch  schwere  dauernde  Arbeit  die  Lebenshaltung  auf  an- 
gemessener Höhe  zu  führen.  Könnte  man  ihnen  durch  gesetzliche  Mittel 
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die  Bew  egungsfreiheit  schmälern  und  eine  ordentliche  Vormundschaft  an- 
gedeihe i lassen,  auf  der  anderen  Seite  aber  ihr  Leben  im  Asyl  etwas 
angenelmer  gestalten,  so  dürfte  viel  gewonnen  werden.“  (Jahresbericht 
des  Frc  vinzial-Wanderarbeiterheims  Strausberg.  1905.) 

Durchaus  den  Zwecken  der  Kolonien  entspricht  die  allerdings  von 
manche  i Kolonien  abgelehnte  Bestrebung,  für  erstmalig  zu  korrektioneller 
Nachha’t  Verurteilte  Kolonieaufenthalt  an  Stelle  der  Unterbringung  in 
der  Ko  ’rigendenanstalt  zu  erwirken,  um  sie  den  schädlichen  Einflüssen 
der  letJteren  zu  entziehen.  1908  ermächtigte  der  Zentralvorstand  (18. 
Sitzung  I den  Vorsitzenden  „bei  dem  Bundesrate  oder  den  einzelnen  Bundes- 
regierui  gen  dahin  vorstellig  zu  werden,  daß  die  Landespolizeibehörden 
veranla.lt  werden,  den  wegen  Bettelei  oder  Obdachlosigkeit  zu  korrektioneller 
Nachha’t  verurteilten  Wanderarmen  zu  gestatten,  daß  sie  vor  Vollstreckung 
der  Na3hhaft  sich  in  eine  Arbeiterkolonie  aufnehmen  lassen,  und  die 
Nachha’t  nicht  mehr  vollstrecken  zu  lassen,  wenn  die  in  die  Kolonie 
Aufgen  »mmenen  sich  dort  während  einer  von  der  Landespolizeibehürde 

bestimn  ten  Zeit  gut  geführt  haben.“ 

„Eenen,  die  die  Lösung  der  Frage  lediglich  in  der  Verbesserung  der 
Arbeits  läuser  finden  wollen,  müßte  die  Durchführung  eines  Versuches 
willkommen  sein,  um  daraus  zu  lernen,“  bemerkte  Schwarz  („Ist  die 
Aufnah  ne  der  nach  S 361  und  S 362  StGB,  der  Landespolizeibehörde 
überwiesenen  Personen  in  Arbeiterkolonien  unter  Aufschub  der  Über- 
weisung ins  Arbeitshaus  zulässig  und  zu  empfehlen.''“)  auf  der  Konferenz, 
der  Str. ifanstalts-  und  Justizbeamten  in  Verbindung  mit  der  66.  General- 
versami  Jung  der  Rheinisch-Westfälischen  Gefängnisgesellschaft  1894.  Die 
Versammlung  erklärte  sich  mit  großer  Mehrheit  für  einen  solchen  \ ersuch. 

Di  3 Kolouievergünstigung  ist  für  gewisse  Korrigenden  seit  1895  in 
Baden,  1898  in  Preußen,  1901  in  Bayern  in  Kraft.  „Im  Rheinland  hat 
sich  fü’  Gefängnisgefangene  die  Unterbringung  in  ländlichen  Anstalten, 
wie  Arl  eiterkolonien  und  Trinkerheilstätten  unter  gleichzeitiger  Aussetzung 
der  St-afe  mit  Aussicht  auf  Straferlaß  in  einzelnen  Fällen  bewährt.“ 
(Statist  k der  Preußischen  Strafanstalten  1911.) 

Zi  m Zweck  einer  allmählichen  Gewöhnung  der  ehemaligen  Kolonisten 
an  freh  re  Lebens-  und  Arbeitsverhältnisse  sind  für  diese  in  dem  Betrieb 
der  Biidelschwinghschen  Anstalten  in  Bethel  etwa  hundert  Arbeits- 
stellen geschaffen  worden,  die,  vorübergehend  von  jenen  besetzt,  als  Über- 

gangsst  ition  zu  freier  Arbeit  dienen. 

ln  übrigen  hat  man  die  verschiedensten  \ ersuche  gemacht  und  die 
verschi  idensten  Methoden  gefunden,  den  Kolonisten  nach  ihrem  Abgang 
aus  der  Kolonie  durch  weitere  Fürsorge  das  selbständige  Fortkommen 
zu  erle  chtern,  aber  mit  zweifelhaftem  Erfolg. 
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In  den  Bestimmungen  des  Provinz-Wanderarbeitsheims  Strausberg 
wird  eine  probeweise  Herausgabe  aus  dem  Arbeitsheini  in  freie  Arbeit 
vor  der  endgültigen  Entlassung  bei  denen  empfohlen,  die  als  Arbeitsscheue 
{vgl.  oben  die  Aufnahmebestimmungen)  eingeliefert  wurden. 

„Im  allgemeinen  ist  eine  besondere  Arbeitsvermittlung  nicht  notwendig 
bei  der  Entlassung  für  die  bei  Privatleuten  beschäftigten  Asylisten.  Sie 
lernen  auf  den  Außenkommandos  eine  ganze  Reihe  von  Stellen  kennen, 
und  wenn  sie  diesem  oder  jenem  Arbeitgeber  nüchtern,  fleißig  und  brauch- 
bar erscheinen,  werden  sie  von  ihm  zum  ordnungsmäßigen  Austritt  aus 
dein  Asyl  veranlaßt  und  in  dauernder  Arbeit  behalten.“  . . . „in  solchen 
Fällen  vollzieht  sich,  ohne  besonderes  Bemühen  der  Anstaltsleitung,  die 
Arbeitsvermittlung  als  Begleiterscheinung  einer  möglichst  intensiven 
Außenbeschäftigung  der  Asylisten  von  selbst.“  (Strausberg.  Jahres- 
bericht 1908.) 

Allerdings  erscheint  der  Wert  dieser  Arbeitsvermittlung  etwas 
problematisch,  wenn  der  Bericht  weiter  bemerkt:  „Die  Leute  halten  in 
diesen  selbstgefundenen  Stellen  im  allgemeinen  nur  die  arbeitsreiche  Zeit 

hindurch  aus;  manchmal  auch  ein  Jahr.“ 

„Es  besteht  die  Absicht  zu  einem  Versuch,  durch  die  Feldarbeiter- 

y.entrale  größere  Abteilungen  in  Landarbeit  zu  bringen,  was  nebenbei  die 
Einführung  einer  entsprechenden  Menge  Ausländer  unnötig  machen  würde. 
Daß  hier  Erfolge  winken,  ist  nicht  durch  den  Hinw'eis  auf  die  körperliche 
Minderwertigkeit  unserer  Wanderer  ohne  weiteres  abzuweisen.  Die  sach- 
verständigen Beurteiler  der  Arbeiterzentrale  waren  bei  dem  Besuch  äußerst 
erstaunt  über  die  wdder  Erw’arten  gute  Qualität  des  Menschenmaterials, 
das  zum  Teil  keinesw'egs  Ausschuß  ist.“  (Verwaltungsbericht  des  Branden- 

burgischen  Provinzial- Ausschusses  über  1913.) 

Wenn  der  Bericht  nur  von  der  körperlichen  Qualifiziertheit  eines 
Teiles  der  Kolonisten  zu  freier  Landarbeit  spricht,  so  ist  demgegenüber 
auch  hier  wieder  zu  betonen,  daß  eben  bei  vielen  trotz  körperlicher  Arbeits- 
fähigkeit die  intellektuelle  oder  moralische  Unzulänglichkeit  sie  an  einer 
dauernden  selbständigen  und  geordneten  freien  Erwerbsarbeit  hindert. 
Ein  Beweis  ist  der  gänzlich  mißglückte  Arbeitsvermittlungsversuch  des 
Leiters  der  Bodelschw'inghschen  Kolonien  Hoffuuugstal  und  Lobetal 
bei  Berlin;  Pastor  Onnasch  erstrebte  eine  großzügige  Arbeitsfürsorge 
für  entlassene  Kolonisten.  Ähnlich  dem  Vorgehen  entlassenen  Fürsorge- 
zöglingen gegenüber,  bemühte  sich  Pastor  Onnasch,  die  abgehenden 
Kolonisten  in  Dienststellen  unterzubringen  bei  geeigneten  Arbeitgebern, 
die  sich  auch  der  Person  des  in  Dienst  genommenen  Kolonisten  für- 
sorgerisch anuehmen  würden.  Eine  Reihe  von  Dienstherren  hatten  sich 
schon  bereit  erklärt.  Aber,  wie  mir  Pastor  Onnasch  mitteilte,  mißglückten 
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bereits  liie  ersten  Versuche  vollständig.  Die  Leute  blieben  einfach  nicht 
auf  ihre  i Stellen. 

Inf  )lge  dieser  und  anderer  ungünstiger  Erfalirungen  stehen  die 
Bodels  :hwinghschen  Anstalten  jedenfalls  heute  im  Gegensatz  z.  B.  zu 
den  brai  denburgischeuProvinzial-'Wanderarbeitsheimeuaufdem  Standpunkt, 
die  Kolonisten  im  allgemeinen  möglichst  lange  in  den  Kolonien  festzu- 
halten \ ud  nicht  nach  Rekordziffern  in  der  Arbeitsvcsrmittlung  zu  streben, 
wenn  g eich  reichlich  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  aus  der  Kolonie, 
die  dem  Märkischen  Arbeitsnachweisverband  angeschlossen  ist,  besteht. 

Ma  1 hat  eben  erkannt,  daß  bei  Kolonisten  im  allgemeinen  nur  durch 
längerer  Aufenthalt  in  den  Kolonien  überhaupt  noch  ein  gewisser  Grad 
von  sei  rständiger  Existenzbefähigung  erreichbar  ist.  Etwa  nach  einem 
Kolonie  aaufenthalt  von  zwei  Jahren  sei  einmal  wieder  der  Versuch  zu 
machen  ob  die  Leute  imstande  sind,  nunmehr  den  Existenzkampf  aus 
eigener  Kraft  draußen  aufzunehmen.  Mißglückt  dieser  Versuch,  so  müßte 
es  durcl  die  nötigen  gesetzlichen  Handhaben  ermöglicht  werden,  den  Mann 
noch  eiimal  für  eine  gewisse  Zeit  in  die  Kolonie  zurückzubringen,  so 
fordert  man.  Bei  Entmündigten  ist  dies  bisher  insofern  am  ehesten  möglich, 
als  es  ia  der  Hand  des  Vormunds  liegt,  einen  erneuten  Kolonieaufenthalt 
zu  veraalassen. 

Zi(  mlich  mißglückt  sind  die  Bestrebungen  zur  Seßhaftmachung  von 
Arbeite  [-kolonisten  als  selbständiger  Ansiedler  in  Heimatkolonien,  wie  es 
z.  B.  V.  Bodelschwingh  und  Pastor  Croneineyer  in  Düring  bei  Loxstedt 
als  Endziel  ihrer  Arbeit  vorschwebte.  Bei  dem  Menschenmaterial,  das 
hier  in  Frage  kommt,  ist  dieser  Mißerfolg  nicht  verwunderlich. 

In  folgenden  wird  ein  Blick  auf  die  Einrichtung  der  Kolonien  ihre 
Bedeut  mg  als  Verwertungseinrichtung  für  Erwerbsschwache  dartun,  auf 
Grund  des  Eindrucks,  den  ich  aus  Jahresberichten,  aus  den  Urteilen  der 
Leiter  und  Hausväter  und  aus  eigener  Anschauung  gewinnen  konnte. 
(Vgl.  aach  die  eingehenden  Schilderungen  bei  Ostwald,  Bekämpfung  der 
Landst  -eicherei  1903.) 

D e heute  bestehenden  43  deutschen  Arbeiterkolonien  sind,  mit  Aus- 
nahme der  5 Brandenhurgischen  Provinzial- Wanderarbeitsheime,  Anstalten 
der  frei  en  Liebestätigkeit  und  meist  auf  konfessioneller  Grundlage  beruhende 
Einricl  tungen  von  Lokal-,  Provinzial-  oder  Landesvereinen.  Die  einzige 
jüdisch}  Arbeiterkolonie  in  Weißensee  bei  Berlin  wurde  von  der  1909  ins 
Leben  getretenen  deutschen  Zentralstelle  für  jüdische  Wanderarmenfürsorge 
erricht  st.  (Verhandlungen  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und 
Wohlti.tigkeit.  1913.) 

J(  der  der  Kolonievereine  verwaltet  seine  Angehsgenheiten  völlig  selb- 
ständig . Die  oberste  Leitung  liegt  in  der  Regel  in  der  Hand  eines  Geist- 
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liehen,  dem  die  Hauseltern  verantwortlich  sind  für  die  Wirtschafts-  und 
gewisse  Verwaltungsangelegenheiten.  Ein  Teil  der  Hausväter  sowie  deren 
männliche  Mitarbeiter  sind  in  den  evangelischen  Kolonien  Brüder  aus 
dem  Rauhen  Hause  in  Hamburg.  Die  Leitung  und  Verwaltung  der 
katholischen  Kolonien  liegt  in  der  Hand  von  Ordensbrüdern.  In  den 
evangelischen  Kolonien  werden  die  einzelnen  Posten  mit  heruflich  vor- 
gebildeten Brüdern  — z.  B.  Landwirten,  Gärtnern,  Kaufleuten  — besetzt. 

In  den  brandenhurgischen  Provinzial- \\  anderarbeitsheiiuen  hat  die 
Gesamtleitung,  unter  Aufsicht  der  Provinzialverwaltung,  der  2.  Geistliche 
der  Provinzial-Anstalten.  Ihm  untersteht  ein  von  ihm  aus  dem  Dienst 
der  inneren  Mission  übernommener  Hausvater;  als  technischer  Beirat  steht 

ihm  auch  der  Anstaltsarzt  zur  Seite. 

Die  Arbeiterkolonien  sind  durch  den  Zentralvorstand  deutscher 
Arbeiterkolonien  zusammengeschlosseii,  der  Grundsätze  und  Praxis  der 
Kolonien  einheitlich  regelt.  Daneben  veröffentlicht  er  jährlich  statistische 
Mitteilungen  über  Zahl  und  Art  der  Aufnahmen  von  Kolonisten,  leider  aber 
nichts  über  die  Zahl  und  Art  der  aufgenommenen  Personen;  ein  Umstand, 
der  viele  Doppelzählungen  bewirkte  und  an  dem  bisher  auch  jede  genauere 

Erforschung  der  individuellen  Verhältnisse  der  einzelnen  Kolonisten  scheitert. 

Die  anfänglich  in  den  80er  Jahren  von  Berthold  begonnene,  aber  bald 
wieder  aufgegebene  Statistik  auf  Grund  individualisierender  Zählkarten  (vgl. 
Berthold,  Die  Statistik  der  deutschen  Arbeiterkolonien.  1887/89)  wurde 
in  vollständigerer  Form  erst  in  einer  einzigen  Kolonie  (Hofifnungstal)  neu 
eingeführt.  Sie  verfolgt  mit  Hilfe  eines  regelmäßigen  Listenaustausches 
mit  18  Kolonien  die  eintretenden  und  abgehenden  Kolonisten  in  den 
einzelnen  Kolonien  namentlich  und  gibt  daher  ein  Bild  der  Bewegung 
des  einzelnen  Kolonisten  durch  diese  18  Kolonien  hindurch.  Daneben 
verschafft  sie  sich  unter  strengster  Diskretion,  durch  Einforderung  der 
Strafakten,  soweit  möglich,  amtliche  Auskunft  über  das  \ erleben  der 

Einzelnen. 

Nach  der  Statistik  für  1913  waren  in  36  deutschen  Arbeiterkolonien 
5111  etatsmäßige  Plätze  vorhanden;  24  Anstalten  befanden  sich  von 
diesen  in  Preußen,  zu  denen  noch  die  5 brandenhurgischen  Proviuzialheime 
mit  1500  Plätzen  hinzukommen.  In  den  36  Kolonien  wurden  1913  neu 
aufgenommen:  13199  Mann  für  1181958  Arbeitstage,  also  in  jede  Kolonie 
durchschnittlich  367  Mann  für  38832  Tage.  3773  Aufnahmebegehrende 
mußten  abgewiesen  werden,  davon  1480  oder  39,2  % wegen  Überfullung. 
In  allen  Kolonien  war  durchschnittlich  ein  Platz  231  Tage  besetzt.  Jede 
der  36  Kolonien  hat  durchschnittlich  142  Plätze,  manche  bis  zu  300. 
Rechtlich  sind  auf  Grund  einer  in  den  90er  Jahren  ergangenen  Entscheidung 
des  Bundesamtes  für  das  Heimatwesen  die  Arbeiterkolonien  den  Rettungs- 
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häuseri,  gleich  zu  achten.  Ein  Unterstützungswohnsitz  kann  daher  nicht 
in  ihnea  erworben  werden.  (Vgl.  auch  Ricking,  Die  Wanderarbeitsstätten 
a.  a.  C .) 

D e Leistungen  der  Kolonien  den  Kolonisten  gegenüber  bestehen  in 
der  Gt  Währung  von  Unterkommen  und  Verpflegung,  nach  der  Norm  der 
militärischen  Verpflegung  des  gemeinen  Soldaten.  (Ostwald  S.  198, 
a.  a.  0.  Meistens  zahlen  die  Kolonien  für  ihre  Pfleglinge  Invalidenbeiträge 
nach  cem  niedrigsten  Beitragssatz.  20 — 50  Pfg.  pro  Tag  gewähren  sie 
als  Ar  )eitsbelohnung,  auf  deren  Auszahlung  ein  gesetzlicher  Anspruch 
nicht  liesteht,  und  die  regelmäßig  erst  bei  ordnungsmäßigem  Verlassen 
der  K(  lonie  ausgezahlt  werden.  Die  1888  aufgestellten  Grundsätze  für 
die  Ar  )eitsvergütung  gelten  im  wesentlichen  auch  heute  noch : 

„1.  Die  Arbeitsvergütung  soll  die  Arbeitsfreudigkeit  erhöhen  und  die 
Möglidikeit  bieten  zum  Erwerb  angemessener  und  dauerhafter  Kleidung 
in  einem  4 monatlichen  Aufenthalt. 

2.  Die  Vergütung  ist  zu  bemessen  nach  Aufenthaltsdauer,  Arbeitszeit 
und  L<  istungen  des  Arbeiters.  Sie  soll  geringer  sein  als  der  ortsübliche 
Tagelo  in  des  freien  Arbeiters. 

3.  Sehr  tüchtige  Leistungen  und  besonders  schwere  Arbeiten  verdienen 
erhühttren  Tagelohn.  Es  empfiehlt  sich  zur  Ermunterung  der  fleißigen 
Leute,  größere  Arbeiten,  soweit  es  tunlich  ist,  in  Akkordarbeit  zu  ver- 
geben. 

4.  Wenn  die  Kolonie  von  auswärtigen  Arbeitgebern  für  ihre  Leute 
einen  liöheren  Lohn  fordert  als  sie  denselben  gewährt,  so  erscheint  es 
billig,  iiinen  Teil  davon  den  Kolonisten  gutzuschreiben. 

5.  Es  ist  darauf  zu  achten,  daß  die  Kolonisten  der  Regel  nach  beim 
Abgänge  nur  kleinere  Barbeträge  empfangen.“ 

In  Hoffnungstal  erfolgt  ratenweise  Abhebung  der  ganzen  gutge- 
schriebmen  Arbeitsvergütung  durch  die  ehemaligen  Kolonisten  von  be- 
sonder« n Zahlstellen. 

In  allgemeinen  erstreben  die  seßhaften  Kolonisten  gern  irgendeinen 
kleinen  besonderen  Posten  in  der  Kolonie.  Als  Arbeitsantrieb  wirkt  die 
Staffeling  der  Arbeitsprämien,  die  Möglichkeit  des  Aufstiegs  für  den 
einzeln!  m innerhalb  des  Koloniearbeitsbetriebs  zum  Plilfs-  und  Vorarbeiter, 
zum  si  Ibständigen  Leiter  einzelner  Arbeitszweige;  sogar  in  einzelnen 
Fällen  bis  zum  kontraktlich  mit  festem  Gehalt  Angestellten.  Daneben 
sucht  man  den  Arbeitsehrgeiz  und  den  Willen  zu  guter  Führung  anzu- 
regen ( urch  kleine  Vergünstigungen  in  Nahrung,  Kleidung  und  Wohnung 
unter  I enutzung  von  Arbeitszetteln  als  Zeugnis  für  die  Arbeitsleistungen. 

Es  bestehen  nur  sehr  milde  Disziplinarmittel.  Entlassung  ist  die 
größte  Strafe;  sie  folgt  auf  schlechtes  Betragen  unter  dem  gleichzeitigen 
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Vermerk  des  Entlassenen  auf  der  „schwarzen  Liste“.  Dadurch  ist  seine 
Aufnahme  in  anderen  Kolonien  unmöglich,  bis  er  sich  durch  erneute 
Rückkehr  in  die  alte,  für  längere  Zeit  „rehabilitiert“  hat.  In  den  Branden- 
burgischen  Provinzialheimen  erfolgt  dagegen  bei  schlechtem  Betragen 
Überweisung  an  die  Pfleglingsstation  des  Landarmenbauses. 

Die  Arbeiterkolonien  treiben  in  der  Hauptsache  Landwirtschaft,  d.  h. 
Ackerbau  und  Viehzucht,  teilweise  auch  Obst-  und  Gemüsebau;  daneben 
werden  Ödflächen  urbar  gemacht,  Wege  gebaut,  Gräben  gezogen,  Forst- 
arbeiten verrichtet. 

Die  gewerblichen  Arbeiten  in  den  ländlichen  Kolonien  dienen  nur 
dem  eigenen  Bedarf.  Hauptarbeitszweig  sind  sie  dagegen  in  den  drei 
Kolonien  in  Hamburg,  Berlin  und  Magdeburg,  sowie  in  einem  als  Werk- 
stättenheim eingerichteten  Brandenburgischen  W anderarbeitsheim ; es  handelt 
sich  meist  um  einfache,  leicht  erlernbare  gewerbliche  Arbeiten,  neben 
einigen  Haupthandwerken;  dazu  Schreib-  und  Gelegenheitsarbeiten  für 
Fremde.  Grundsatz  ist,  die  ortsüblichen  Preise  und  Löhne  nicht  zu  drücken. 
Eine  Sonderstellung  nimmt  die  Magdeburger  Arbeiterkolonie  ein,  die  im 
Holzkleinhandel  den  städtischen  Markt  beherrscht.  Ihre  Einnahmen  daraus 
stiegen  von  694  M.  im  Jahre  1889  auf  56400  im  Jahre  1913.  („Wanderer 

1914.) 

Das  Brandenburgische  Werkstättenheiin  unterscheidet  sich  von  den 
genannten  Kolonien  durch  größere  Mannigfaltigkeit  der  Arbeitsarten  und 
dadurch,  daß  der  Absatz  seiner  Produkte  nur  zum  Teil  au  Private,  sonst 

aber  an  Provinzialanstalten  erfolgt. 

Unter  den  ländlichen  Arbeiterkolonien  stellen  die  wenigen,  die  haupt- 
sächlich Obst-,  Obstbaumzucht  und  Gemüsebau  betreiben,  weniger  an  die 
Körperkräfte  als  an  die  Geschicklichkeit  und  Zuverlässigkeit  des  Kolonisten 
Anforderungen.  Dadurch  ist  diese  Form  der  Beschäftigung  mit  Rücksicht 
auf  das  verfügbare  Menschenmaterial,  das  nur  z.  T.  diesen  Ansprüchen 
genügt,  beschränkt;  das  große  Risiko  eines  solchen  Betriebes:  Frostschäden, 
Mißernten,  Baumkrankheiten,  verbunden  mit  dem  Saisoncharakter  der 
Arbeit  nötigen  auch  in  solchen  Kolonien,  aus  Gründen  der  Rentabilität 
und  Arbeitsbeschaffung,  meist  zur  Ergänzung  des  Betriebs  durch  Ackerbau 
und  Viehzucht,  bisweilen  auch  Ödlandarbeit  und  Außenarbeit. 

In  den  meisten  übrigen  ländlichen  Kolonien  wird  hauptsächlich  Acker- 
bau, Viehzucht,  teils  Stammzucht  und  Ödlandkultivierung  betrieben;  teils 
in  der  eigenen  Kolonie  und  für  den  eigenen  Bedarf,  teils  zum  Absatz 
an  Fremde,  teils  in  Außenarbeit. 

Im  Sommer,  wo  draußen  leicht  gut  bezahlte  Arbeit,  zumal  in  der 

Landwirtschaft  und  im  Baugewerbe  zu  finden  ist,  und  wo  anderseits  die 

Jahreszeit  auch  eine  vagabundierende  Lebensweise  begünstigt,  pflegt  es 
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der  E olonie  an  Arbeitskräften,  im  Winter,  wo  die  Kolonien  den  höchsten 
Stand  der  Besetzung  aufzuweisen  haben,  an  Arbeit  zu  mangeln. 

Dem  erstgenannten  Mißstand,  dem  Mangel  au  Arbeitern,  wirkt  die 
Verpl  ichtung  der  Kolonisten  zu  einer  bestimmten  Aufenthaltszeit  in  etwas 
entgej;en.  Außerdem  liefern  in  verschiedenen  Füllen  mit  der  Kolonie 
verbuidene  nahegelegene  sonstige  Fürsorge-Anstalten  Aushilfskräfte  bei 
dring«  ndem  Arbeitsbedarf,  z.  B.  in  der  Erntezeit.  Ferner  werden  die 
Betrit  bszweige  häufig  so  kombiniert,  daß  dadurch  der  Mangel  an  Arbeits- 
kräfte a z.  T.  ausgeglichen  wird,  z.  B.  durch  Einschränkung  des  Ackerbaues 
und  imsdehnung  der  Weidewirtschaft. 

I'as  Problem  der  Winterarbeit,  das  besonders  dringlich  nur  in  größeren 
Kolonien  mit  hoher  Belegzahl  wird,  darf  in  den  meisten  Kolonien  als 
gelöst  bezeichnet  werden,  da  sie  fast  alle  die  Möglichkeit  haben  zur  Ur- 
barma3hung  von  Ödland;  häutig  handelt  es  sich  hierbei  um  Moorland. 

V^o  die  Kolonien  nicht  genügend  Ödland  in  eigenem  Besitz  haben, 
vergehen  sie  die  Kolonisten,  besonders  im  Winter,  gern  in  Außenarbeit, 
zu  landwirtschaftlichen,  forstwirtschaftlichen  oder  Erdarheiten,  jedoch  nicht 
überal  mit  Erfolg  für  die  Kolonisten  selbst. 

„ Jm  keine  Gelegenheit  zu  versäumen,  Arbeitsgelegenheit  nutzbar  zu 
mache  i,  hat  die  Verwaltung  auf  Ansuchen  des  Landwirtschaftsministers 
sich  bereit  erklärt,  zur  Mitarbeit  an  den  staatlichen  Moorkulturarheiten 
ein  D<  uerkommando  von  150  Mann  zu  stellen,  das  in  Ostfriesland  be- 
schäftigt werden  würde.“  (Verwaltungsbericht  des  Brandeuhurgischen 
Provindalausschusses  über  1913.) 

E n glänzendes  Beispiel  des  Erfolges  bietet  die  Moorkultivierung 
durch  Arbeiterkolonisten  in  der  1898  entstandenen  Ansiedlung  Freistatt 
im  W etingsmoor  in  Hannover,  einer  Bodelschwinghschen  Kolonie, 
die  beite  300  Arbeitslose  aufnehmen  kann;  sie  stellt  einen  der  größten 
Koloniäbetriebe  dar.  Dort  ist  es  ebenfalls  gelungen,  auch  im  Winter, 
trotz  Prost,  den  Moostorfstich  zu  betreiben. 

Ea  handelt  sich  um  eine  Hochmoortläche  von  nahezu  12  qkm,  mit 
stellenweise  bis  zu  6 m tiefer  Torfablagerung  aus  Brenntorf  und  Streutorf 
über  Sanduntergrund;  der  Abstich  des  Torfes  und  die  nachfolgende  Kul- 
tivierung bietet  noch  mindestens  75  Jahre  Arbeitsgelegenheit.  Der  ge- 
wönne« e Brenntorf  findet  schon  in  der  näheren  Umgebung  von  EVeistatt 
reichlic  h Absatz.  Zur  Verwertung  des  Moostorfes  mußten  eine  Torfstreu- 
fabrik mit  Dampfbetrieb  und  zwei  Pressen  gebaut  werden,  welche  täglich 
mehr  j Is  200  etwa  3 Zentner  schwere  Ballen  Torfstreu  und  Mull  liefern. 
In  Fr«  istatt  selbst  wird  Torfstreu  als  erfahrungsgemäß  besonders  gut 
bindendes  Düngemittel  zur  Erzeugung  von  Stalldünger  verwendet. 
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Nach  den  Mitteilungen  der  deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft  vom 
4.  September  1915  waren  bis  dahin  von  dem  1300  ha  großen  Gut  in 
Kulturland  gebracht:  200  ha  Acker,  150  ha  Wiesen  und  Weiden,  darunter: 
10  ha  Dauerweiden  für  Schweine,  und  10  ha  Gartenland. 

Von  der  restlichen  Fläche  ist  zwei  Drittel  Hochmoor;  davon  werden 
200  ha  abgetorft;  ein  Drittel  ist  Sandheide,  von  der  100  ha  mit  Kiefern 
und  Birken  bepflanzt  sind.  Je  nach  den  verschiedenen  Arbeitskräften 
werden  jährlich  etwa  25  ha  kultiviert.  Angebaut  werden  hauptsächlich 
Kartoffeln;  daneben  Roggen,  Hafer,  Futterrüben  und  Mengfutter. 

In  großem  Maßstabe  wird  in  ETeistatt  auch  Viehzucht  betrieben. 
Auf  den  ausgedehnteu  Heideflächen  weideten  im  September  1915  1456 
Heidschnucken.  Es  werden  durchschnittlich  800  Mutterschafe  gehalten, 
so  daß  im  Frühjahr  und  Sommer  mit  den  Lämmern  etwa  1800  Heid- 
schnucken vorhanden  sind.  Die  im  Herbste  geschlachteten  900  Lämmer 
werden  als  begehrter  Artikel  auf  besondere  Bestellung  nach  allen  Richtungen 
hin  versandt.  Neben  einer  bedeutenden  Rindviehzucht  ist  in  Freistatt  die 
Schweinezucht  hochgekommeu  durch  die  Züchtung  des  ..Hannoverschen 
veredelten  Landschweins“,  so  daß  Freistatt  eine  der  wenigen  deutscheu 
Stammzuchtanstalten  geworden  ist. 

Während  für  die  Moorkultivierung  Kunstdünger  (Anmerkung:  für 
das  Anbaujahr  1911  wurden  verwandt: 

an  40%  i.  gern.  Kalisalz  ca.  2700  Ztr. 

,.  „ Thomasmehl  ca.  4800  ,,  ) 

und  für  das  Vieh  Kraftfuttermittel  in  reichlichen  Mengen  zugekauft  werden 
müssen,  erzeugt  die  eigene  Wirtschaft  den  ganzen  Bedarf  an  landwirt- 
schaftlichen Produkten  für  die  menschliche  Ernährung  der  Insassen. 

Ebenso  steht  die  Kolonie  hinsichtlich  der  Versorgung  mit  elektrischem 
Licht,  mit  Heiz-  und  Brennmaterial  aus  Torf  wirtschaftlich  nach  außen 
unabhängig  da.  Das  eigene,  elektrisierte  Wasserwerk  und  die  Brenntorf- 
abfälle aus  der  eigenen  Torfverwertungsfabrik  liefern  die  Rohstoffe  für 
das  eigene  Elektrizitätswerk.  Die  Elektrizität  spendet  Licht  und  Kraft- 
antrieb in  den  Werkstätten,  in  den  Ställen,  in  der  Torffabrik  und  in  den 
Wohnhäusern.  Auch  Schlachterei,  Bäckerei  und  Wäscherei  werden  elek- 
trisch betrieben. 

Eine  besondere  Bedeutung  kommt  Freistatt  zu  auf  Grund  seiner 
umfang-  und  erfolgreichen  Anbauversuche  von  Kartoffeln  und  Getreide- 
arten, sowie  seiner  Düngungsversuche  auf  Moorboden  und  seiner  die 
Hochmoordrainage  fördernden  Erfindung  neuer  Drainage- Verfahren. 

„In  den  letzten  10  Jahren  (1903 — 1913)  hat  die  Anstalt  Bethel 
alllein  in  ihren  Zweiganstalten  in  Freistatt  im  Durchschnitt  rund  jährlich 
50000  M.  für  ödlaudkultur,  und  Kultur  und  Düngungsversuche  aufge- 
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wendet  und  jährlich  25 — 56  ha  Ödland  in  Kultur  gebracht.“  (Verwaltungs- 
berichte der  Bethelanstalten  1914.) 

I'ie  Verwendung  der  Kolonisten  findet  statt:  zu  Arbeiten  in  Haus 
und  (rarten,  zu  Botengängen,  in  den  Werkstätten,  in  der  Bäckerei,  im 
Schlat  hthaus,  im  W^aschhaus,  als  Buchhalter  auf  dem  Büro  für  neuauf- 
zuneh  uende  Kolonisten,  auf  dem  Kontor  des  Landwirtschaftsbetriebes  und 
der  n it  der  Kolonie  verbundenen  Poststelle,  ferner  in  den  Ställen,  als 
Schaf-  und  Rinderhirten,  zur  Bearbeitung  der  bereits  kultivierten  Flächen 
und  z ir  Anlage  von  Neukulturen. 

In  allgemeinen  ist  die  Arbeit  in  den  ländlichen  Arbeiterkolonien 
für  viäle  Erwerbsschwache  geeignet,  zumal  hierbei  die  mannigfaltigsten 
Besch  iftigungsarten  — auch  alle  Hausarbeiten  — in  Frage  kommen 
und  b(  i der  Größe  der  meisten  Kolonialbetriebe  eine  weitgehende  Anpassung 
an  die  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen  bei  der  Arbeitszuteilung  begünstigt 
wird. 

Cie  Bodenkultivierungsarbeiten  im  besonderen  bieten  den  großen 
Vortei  , daß  zu  dieser  Arbeit  jeder  fähig  ist,  der  einen  Spaten  handhaben 
und  eine  Karre  schieben  kann.  „Mit  den  übrigen  Kolonien  stimmen  wir 
durchaus  überein,  daß  dies  eine  der  besten  und  praktischsten  Beschäftigungs- 
möglic  ikeiten  für  die  Kolonisten  ist,“  so  schrieb  mir  der  Leiter  von 
Freistitt.  Diese  Arbeiten  seien  auch  besonders  gesund,  weil  die  vielen 
Alkoh(  liker  unter  den  Kolonisten  bei  der  Beschäftigung  in  frischer  Luft 
am  ein  sten  vom  Alkohol  befreit  werden  können;  zumal  da  die  Kolonisten 
durch  geeignete  Kleidung  und  Unterkunft  vor  den  Unbilden  der  Witterung 
geschü  ,zt  werden. 

Diß  in  den  Kolonien  bei  längerem  Aufenthalt  häufig  Kolonisten 
zu  tüchtigen  Landarbeitern  und  für  die  Anstalt  zu  einem  wertvollen  Ar- 
beiters amm  herangebillet  werden,  bestätigen  manche  Kolonieberichte. 
Besoncefs  günstige  Erfahrungen  macht  man  auch  mit  den  Kolonisten  in 
der  Vii  hpflege  innerhalb  und  außerhalb  der  Anstalt;  vielfach  ersetze  das 
rege  Interesse  die  anfänglich  mangelnde  Übung.  Im  übrigen  ist  es 
„psych  ilogisch  erklärlich,  daß  der  in  den  Tiefen  des  Lebens  umherge- 
trieben i,  oft  genug  von  aller  Welt  mißachtete  Wanderer  sein  zertretenes 
Selbstgefühl  und  die  Fähigkeit  zu  warmem  Empfinden  wieder  erwachen 
fühlt,  ^renn  die  seiner  Obhut  anvertraute  Kreatur  ihm  die  natürliche  An- 
hänglic  ikeit  eutgegenbringt,  die  sie  für  ihre  Pfleger  hegt“.  (Verw.-Bericht 
der  br;  ndenburgischen  Prov.-Ausschusses  1914.) 

Di  die  meisten  Kolonien  aber  nur  zu  Landarbeit  und  die  drei  Stadt- 
kolonie 1 nur  zu  den  einfachsten  gewerblichen  Arbeiten  anleiten,  kommen 
sie  nie  it  in  Betracht  für  alle  die  erwerbsschwachen  Entgleisten,  deren 
Kräfte  und  Fähigkeiten  nur  durch  Verrichtung  qualifizierter  Arbeit  voll 
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zu  produktiver  Verwertung  gelangen.  „Viele  Berufe,  wie  die  des  Kaufmanns 
und  der  Bürobeamten,  auch  Fabrikhandwerke  und  alle  selteneren  Hand- 
werkszweige werden  nur  in  kleinstem  Umfange  betrieben.“  Die  Möglich- 
keit des  Berufswechsels  ist  für  die  Kolonisten  eng  begrenzt  durch  die 
vorhandenen  Arbeitsarten. 

Die  meisten  Kolonien  produzieren  für  den  Marktabsatz.  Diese  Pro- 
duktionsform ist  zweckmäßig  für  die  eigentliche  Aufgabe  der  Kolonie: 
Arbeit  zu  schaffen,  um  möglichst  viel  Arbeitslose  und  Hilfsbedürftige 
beschäftigen  zu  können.  Je  mehr  Land  urbar  gemacht  wird,  desto  mehr 
erweitert  sich  der  Umfang  des  nutzbaren  Bodens.  Seine  Bearbeitung 
liefert  steigende  Erträge,  die  nach  Absatz  verlangen.  Eine  gewinnbringende 
Gestaltung  des  Wirtschaftsbetriebes  durch  Markt-  und  Kundeuproduktion 
ist  ferner  geeignet,  das  durch  Einwirkung  anderer  Faktoren  entstehende 
Betriebsdefizit  z.  T.  auszugleichen. 

Eine  statistische  Gesamtübersicht  über  die  Rentabilität  aller  einzelnen 
Kolonien  besteht  leider  nicht.  Nach  Mitteilung  des  Zentralvorstandes 
deutscher  Arbeiterkolonien  schwankt  der  Betrag,  den  die  einzelnen  Kolonien 
in  ihren  Etats  bei  der  Veranschlagung  ihrer  Ausgaben  für  die  Unterkunft 
und  Verpflegung  jedes  Kolonisten  in  Anrechnung  bringen,  zwischen  0,75 
und  1,25  M.  Die  meisten  Kolonien  wirtschaften  mit  Zuschüssen,  teils 
aus  privaten,  teils  aus  öffentlichen  Gemeinde-,  Kreis-,  Provinz-  und  Staats- 
mitteln, es  sei  denn,  daß  besonders  günstige  Wirtschaftsbedingungen  vor- 
liegen, z.  B.  altkultivierter  Boden,  Monopolisierung  eines  bestimmten 
Arbeitszweiges,  vorzügliche  Ausbildung  besonders  ertragreicher  Betriebs- 
zweige, z.  B.  der  Viehzucht. 

Einer  rentablen  Gestaltung  des  Koloniebetriebes  wirkt  neben  der 
Minderwertigkeit  des  Arbeitermaterials  dessen  Zahl  entgegen,  die  den 
wirtschaftlichen  Arbeiterbedarf  des  Betriebes  häufig  weit  überschreitet; 
ferner  der  kurze  Kolonieaufenthalt,  der  meist  ausgehungerten  und  aufäuglich 
zu  schweren  Arbeiten  überhaupt  nicht  fähigen  Kolonisten. 

Dazu  gesellen  sich  bisweilen  noch  andere  Faktoren : wie  Minder- 
wertigkeit und  starker  Düngungsbedarf  des  Bodens,  hohe  Anlagekosten  usw. 

Für  das  Jahr  1905  betrug  nach  der  Statistik  des  Zentralvorstandes 
der  Gesamtzuschuß  an  alle  Kolonien  517  886  M.,  die  niedrigste  Zuschuß- 
summe an  eine  Kolonie  875  M.,  die  höchste  ‘.*9227  M. 

Aus  einer  Gesamtzahl  von  1086885  Verpflegungstagen  ergibt  sich 
für  das  Jahr  eine  durchschnittliche  Belegstärke  von  2978  Mann  bei  einer 
Gesamtzahl  von  4143  Plätzen,  von  denen  nur  72  % durchschnittlich  belegt 
waren.  Aus  einer  Division  des  Gesamtzuschusses  durch  die  durchschnittliche 
Belegstärke  folgt  als  Höhe  des  Zuschusses  für  den  Kolonisten  ein  Jahres- 
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kosteibetrag  von  174  M.  oder  von  rund  48  Pfg.  auf  den  Tag  und  Kopf. 
In  di  3 Unterhaltungskosten  ist  die  Arbeitsbelohnung  mit  einberechnet. 

. iiin  ^ ergleich  dieser  jährlichen  und  täglichen  Durchschnittszuschüsse 
auf  den  einzelnen  Kolonisten  mit  denen,  die  z.  B.  1912/13  in  den 
preußischen  Korrigendenanstalten  und  in  den  dem  jjreußischen  Ministerium 
des  I inern  unterstehenden  Strafanstalten  und  Gefängnissen  auf  den  Kopf 
der  Ii  isassen  erforderlich  waren,  fällt  zugunsten  der  Arbeiterkolouien  aus. 
Einen  Durchschnittszuschuß  von  174  M.  im  Jahr  1905  und  48  Pfg.  im 
Tag  { uf  den  einzelnen  Kolonisten  entspricht  ein  Betrag  von  231  M.  im 
Jahr  1912/13  und  64  Pfg.  im  Tag  auf  den  einzelnen  Korrigenden  und 
ein  S aatszuschuß  von  rund  1,06  M.  bzw.  1,10  M pro  Kopf  und  Hafttag 
in  d(n  Strafanstalten  und  Gefängnissen  1912/13.  (Vgl.  Statistik  der 
preuß  sehen  Strafanstalten  und  Gefängnisse.  1912/13.) 

ln  den  Brandenburgischen  Provinzial-Wanderarbeitsheimen  belief  sich 
der  durchschnittliche  Arbeitsverdienst  der  Insassen  im  Jahre  1912  auf 
rund  200  M.,  der  durchschnittliche  Jahresaufwand  betrug  pro  Kopf  rund 
174  A ..,  gegenüber  352  M.  für  den  Häftling  in  den  Landarmen-,  Korrigenden- 
und  S echenanstalten.  (Verwaltungsbericht  des  Provinzialausschusses.  1914.) 

Diese  Zahlen  beweisen,  daß  die  Kolonien,  die  im  wesentlichen  das 
gleich  3 Alenschenmaterial  wie  die  Korrigendenanstalten  beherbergen,  keines- 
falls i.nrentabler  wirtschaften  als  diese:  und  daß  ferner  die  Kolonien  ihre 
Insassen  bedeutend  billiger  unterbringen  als  die  vStrafanstalten  und  Ge- 
fängn;sse.  Ziemlich  erheblich  dürfte  unter  anderem  der  Unterschied  in 
den  .ufsichtskosten  sein.  „Wir  wundern  uns  zuweilen  selbst  darüber, 

mit  \sie  wenig  Aufsichtspersonal  wir  auskoramen,“  teilte  mir  der  Leiter 
einer  Kolonie  mit. 

I ei  Beurteilung  der  Wirtschaftlichkeit  der  Koloniebetriebe  sind  ihrer 
mang(  Inden  Ergiebigkeit  im  privatwirtschaftlichen  Sinne  gegenüber  folgende 
Tatsa(heu  in  Gegenrechnung  zu  stellen:  Entlastung  der  Allgemeinheit 
von  B ittelkosten,  Entlastung  der  öffentlichen  Armenpflege  und  deren  Ersatz 
durch  eine  zweckmäßigere  Arbeitsfürsorge  (bis  Ende  1912  wurden  260000 
aufgei  ommene  Kolonisten  durchschnittlich  2^/2  Monate  beherbergt  in 
19, .5  yiillionen  Tagen  nützlicher  Arbeit  (F.  v.  B odelschwingh,  Soz. 
und  w rtsch.  Leistungen  d.  A.  a.  a.  0.),  technische  Ausbildung,  physische 
und  n oralische  Kräftigung  arbeits-  und  erwerbsseb  wacher  Menschen  und 
ihre  produktive  Verwertung,  Entlastung  des  Arbeit smarktes  von  den  un- 

ständi  'sten  Arbeitern. 

« • 

lie  Ödlandkultivierung  in  den  Kolonien  bietet  ständige  Arbeits- 
gelege iheit,  bereichert  die  landwirtschaftliche  Produktionsmöglichkeit  durch 
Ersch  ießung  von  Neuland.  Die  deutschen  Arbeiterkolonien  haben  seit 
ihrem  Bestehen  bis  1905,  d.  h.  in  rund  20  Jahren  2192  ha  Ödland  in 
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Kultur  gebracht.  (Statistik  des  Zentralvorstandes  von  1905.)  Durch  die 
geradezu  glänzenden  Resultate  vieler  Arbeiterkolonien  bezüglich  der  auf 
den  kultivierten  Ödländereien  erzielten  Erträge  und  durch  erfolgreiche 
Anbauversuchstätigkeit  auf  diesen  Böden,  sowie  durch  rationell  betriebene 
Viehwirtschaft  erhöhen  die  Kolonien  die  Produktivität  der  heimischen 
Landwirtschaft  und  tragen  Anregungen  in  nähere  und  weitere  landwirt- 
schaftliche Kreise  hinein,  wie  manche  Jahresberichte  bestätigen. 

Leider  fehlt  ein  statistisches  Gesamtbild  des  gegenwärtigen  Besitz- 
standes der  Arbeiterkolonien  in  Deutschland.  Aus  den  Jahren  1894  und  96 
bringt  Ostwald  (Bekämpfung  der  Laudstreicherei,  a.  a.  O.  S.  172 ff.), 
1905  veröffentlichte  der  Zentralvorstand  der  Arbeiterkolonien  eine  Zu- 
sammenstellung. Eine  A ergleichung  des  Grundbesitzumfangs  zeigt  die 
fortschrittliche  Entwicklung  der  Kolonien;  er  hat  sich  in  nicht  einmal 
10  Jahren  von  3762,5  ha  im  Jahre  1896  auf  61/6  ha  im  Jahre  1905  nahezu 
verdoppelt.  1911  umfaßte  er  bereits  rund  8000  ha.  (Jubiläumsbericht  der 

Kolonie  Lühlerheim  1911.) 

Die  Schilderung  der  Arbeiterkolonien  zeigt,  daß  sie  sich  als  dauernde 
Unterkunft  und  Einrichtung  zu  wirtschaftlicher  Verwertung  für  gewisse 
Gruppen  der  Erwerbsschwachen  eignen:  1.  für  halb  oder  ganz  Arbeits- 
fähige, die  sich  zu  einer  Existenz  aus  eigener  Kraft  im  freien  Leben  un- 
fähig erweisen  oder  in  schlechten  Zeiten  länger  keine  Arbeit  finden  und 
die  freiwillig  die  Kolonie  aufsuchen;  2.  für  solche  sog.  „Arbeitsscheuen,“ 
Bestraften  und  Entgleisten,  die  weniger  böswillig  als  willeusschwach,  unter 
der  Ordnung  der  Kolonie  sich  gut  führen  und  ihren  Kräften  entsprechende 
Arbeit  leisten  als  Übergangsstation  in  freie  Arbeit  oder  zu  einer  gründ- 
lichen Reparatur  des  ganzen  Aleuschen,  soweit  zu  diesem  Zweck  nicht 
unmittelbarer  Zwang  auf  sie  ausgeübt  werden  muß,  in  der  Weise  etwa, 
daß  ihnen  bei  vorzeitigem  Verlassen  der  Kolonie  und  schlechtem  Betragen 
die  Korrigendenanstalt  droht.  Ferner  könnten  die  ziel-  und  zwecklos  und 
ohne  Arbeit  in  Land  oder  Stadt  Umherstreifenden  den  Kolonien  planmäßiger 
als  bisher  dadurch  zugeführt  werden,  daß  ihnen  andernlalls  Inhaftierung  als 
Bettler  und  Bummler  droht.  Allen  diesen  Alenschen  ist,  w^enu  notwendig, 
auch  ein  dauernder  Kolonieaufenthalt  zu  gestatten.  Grundsätzlich  muß 
den  Kolonien  aus  erziehlichen  Gründen  der  Charakter  als  einer  Anstalt,  in 
die  der  Einzelne  aus  eigenem  Entschluß  eiutritt,  gewahrt  werden. 

Es  empfiehlt  sich,  die  an  Leib  und  Geist  Geschwächten,  die  erwerbs- 
schwachen Männer  ohne  Obdach  und  Unterhaltsmittel,  die  einer  längeren 
Fürsorge  bedürfen,  in  ländliche  Kolonien  aufzunehmen.  \ ermehrung  und 
Ausbau  der  in  den  Städten  gelegenen  Kolonien  mit  gewerblicher  Be- 
schäftigung ist  notwendig  für  die,  die  nur  vorübergehend  Halt  und  Schutz 
und  in  manchen  Fällen  einen  anderen  Beruf  zu  ergreifen  nötig  haben  und 
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zu  läi  gerem  Aufenthalt  für  die,  deren  Kräfte  und  Fähigkeiten  sie  mehr 
auf  gewerbliche  und  Schreibarbeiten  yerweisen,  ohne  daß  es  ihnen  möglich 
ist,  si  ;h  aus  eigener  Kraft  draußen  durchzubringen.  Die  Nähe  des  ge- 
werbli  jhen  Arbeitsmarktes  wird  vielen  der  ersten  (jruppe  die  Auffindung 
eines  geeigneten  Arbeitsplatzes  erleichtern. 

1 1 vielen  Kolonien  könnte  überdies  noch  eine  weitgehendere  Sonderung 
bei  U iterbringung  und  Beschäftigung  des  Menschenmaterials  stattfinden. 

frst  wenn  sich  nach  längerem  und  wiederholtem  Aufenthalt  die 
Kolon  e nicht  als  der  geeignete  Platz  erwiesen  hat,  wird  der  nicht  mehr 
genüg(  nd  Arbeitsfähige  in  eine  Versorgungs-  oder  Pflegeaustalt,  der  im 
ßahninn  des  Koloniebetriebes  nicht  zu  Arbeitsamkeit  und  ordentlichem 
Betrag  en  erziehbare  Arbeitsfähige  einer  Arbeitsanstalt  mit  strengerer 
Diszip  in  zu  überweisen  sein.  Dem  Willensschwächen,  den  seine  Unruhe, 
seine  Haltlosigkeit,  sein  Wandertrieb  immer  wieder  hinaus  zu  erfolglosem 
Existe  izkampfe  treibt  und  der  doch  stets  von  neuem  geschwächt  und 
zerrüttet  in  den  Schutz  der  Kolonie  zurückkehrt,  müßte  die  Bestimmungs- 
freiheil über  seinen  Aufenthaltsort  beschränkt  und  ein  genügend  langer 
Aufenthalt  in  besonderen  Arbeiterkolonien  oder  Kolonieabteilungen  oder 
in  Ab  eilungen  der  Armeuanstalten  angewiesen  werden,  wozu  die  Orts- 
oder J iandarmeneigenschaft  vieler  die  Handhabe  bieten  können.  „Bei 
stärkerer  Erwerbsbeschränkung  durch  Verkrüppelung,  Halbinvalidität,  Uu- 
selbstä  idigkeit  usw.  ist  Arbeit  in  besonderen  Arbeitsstätten  oder  in  be- 
sonder u städtischen  oder  staatlichen  Arbeiterkolonien...  zu  schaffen.“ 
(Lupps,  bei  Luppe  und  Seil.  Die  Behandlung  erwerbsbeschränkter  und 
erwerbi  unfähiger  Wanderarmen.  1908.)  Denn  für  die  Zwangsbedürftigen 
sind  d e heutigen  Kolonien  'nutzlos. 

D;  LS  englische  Departemental  Committee  on  Vagrancy  (1904)  bezeichnete 
die  deu  .sehen  Arbeiterkolonien  als  ebenso  nutzlos  für  die  Vagabundierenden 
wie  die  englischen;  beiden  fehle  die  Möglichkeit  der  zwangsweisen  Zurück- 
behaltung ihrer  Insassen.  (Dawsou,  S.  232,  The  Vagrancy  Problem, 
Londoi  1910.) 

Ai.s  Gründen  der  geforderten  zweckmäßigen  Sonderung  unter  dem 
Kolonfipublikum  ist  es  notwendig,  daß  die  Arbeiterkolouien  beständig  in 
enger  \ erbindung  mit  Armenbehörden  und  Fürsorgeoi  ganisationen  arbeiten. 
Daran  fehlt  es  vielfach  noch. 

Di  3 Reformbestrebungen  auf  sozialpolitischer  Grundlage,  die  in  dem 
Entwurf  zu  einem  Reichswanderfürsorgegesetz  für  arbeitsfähige  mittellose 
Wände  ‘er  zutage  treten,  sind  auf  Grund  der  Tatsachen  der  Statistik  und 
der  Erfahrungsurteile  der  sachverständigen  Praktiker  über  die  zu  freier 
Erwerb  jarbeit  dauernd  jedenfalls  nur  schwer  zu  befähigenden  Insassen 
der  W^i  .nderarbeitsstätten  und  Arbeiterkolonien  dahin  zu  bewerten,  daß' 
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sie  gerade  diesen  Hauptteil  der  Wanderarmen  nicht  genügend  berücksichtigen, 
sondern  ihn  auch  weiterhin  seinem  Schicksal,  d.  h.  der  Landstraße,  einer 
meist  versagenden  Armenpflege,  der  Polizei  und  dem  Strafrichter  über- 
lassen, wenn  sich  der  Einzelne  nicht  selbst  zum  Eintritt  in  die  Kolonien 
entschließt.  (Vgl.  bezügl.  der  gesetzlichen  Bestimmungen  Nr.  4 der  Zeit- 
schrift „Der  Arbeitsnachweis  in  Deutschland“  1914  a.  a.  0.) 

Eine  selbstverständliche  und  dringende  Forderung  ist  die  intensivere 
finanzielle  Unterstützung  der  heutigen  Arbeiterkolonien  durch  die  an  ihrer 
Arbeit  stark  interessierten  Orts-  und  Landarmenverbände,  durch  Provinz 
und  Staat.  Bereits  1892  beantragte  Landrat  Beckhaus  auf  der  7.  Haupt- 
versammlung des  deutschen  Herbergsverbandes  u.  a.  „die  Kosten  der 
Verpflegung  der  Wanderarmen  in  den  Arbeiterkolonien  tragen,  soweit  sie 
durch  Arbeit  der  Kolonisten  keine  Deckung  finden,  die  Ortsarmen-  bz-w. 
Landarmenverbände,  in  denen  die  Wanderer  ihren  Unterstützungswohnsitz 
haben,  bzw.  aus  deren  Bezirk  die  Überweisung  stattgefunden  hat“.  („Der 
Wanderer.“  1892.) 

Arbeiterinnenkolonien  und  Frauenheime. 

Noch  vor  der  Errichtung  der  Arbeiterkolonien  wurde  die  erste  frei- 
willige Arbeiteriuuenkolonie,  die  Bethabarastiftung  in  Weißensee  bei  Berlin, 
im  Jahre  1879  eröffnet.  (Die  Anstaltsfürsorge  im  Deutschen  Reich.  IX.  Ab- 
teilung. Halle  a.  a.  0.)  Durch  Einführung  des  Prinzips  des  freien  Ein- 
und  Austritts  brach  diese  Anstalt  als  erste  mit  dem  System  der  Magda- 
lenen-Asyle.  In  ihr  fanden  „allerlei  Frauen  und  Mädchen  aus  den  Ge- 
fängnissen oder  von  der  Landstraße  oder  von  der  Friedrichstraße,  Prostituierte 
und  auch  Trinkerinnen,  vorübergehend  ein  kostenloses  Heim“.  Heute 
bestehen  noch  12  ähnliche  Anstalten  unter  dem  gleichen  Namen  oder  dem 
eines  Frauenheimes  in  allen  Teilen  des  Deutschen  Reiches.  Mit  dem  1884 
entstandenen  Frauenheim  vor  Hildesheim  wollte  man  den  immer  rück- 
fälligen Arbeitshäuslerinnen  eine  Ubergangsstation  in  die  volle  Freiheit, 
den  defekten  aus  den  Irrenanstalten  entlassenen  Frauen  und  Mädchen  ein 
Heim,  sie  allmählich  an  Freiheit  zu  gewöhnen,  den  Unglücklichen  von 
der  Landstraße,  eine  Möglichkeit  bieten,  sich  wieder  an  geregelte  Tätigkeit 
zu  gewöhnen.  Es  wird  dort  besonders  Wert  gelegt  auf  die  Bildung  kleiner 
Arbeitsgruppen  nach  körperlichen,  geistigen  und  sittlichen  Qualitäten  der 
Insassen.  Manche  Frauenheime  sind  mit  Fürsorgeerziehungsanstalten 
kombiniert,  aus  denen  die  mündig  Gewordenen  häufig  freiwillig  in  das 
Heim  übertreten.  Ein  Mangel  ist  neben  der  geringen  Anzahl  der  Heime 
die  vielfach  noch  zu  einseitige  Ausbildung  der  Insassen  zu  dem  schweren 
Beruf  des  Dienstmädchens;  in  einigen  Anstalten  wird  allerdings  großer 
Wert  auf  Landarbeit  gelegt. 
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ln  der  Kolonie  Teltow  bei  Berlin  gehört  die  schriftliche  Verpflichtung 
zu  e nem  halbjährlichen  Kolonieaufenthalt  zu  den  Aufnahmebedingungen ; 
eine  Zeitdauer,  die  die  Leiterin  bei  den  meisten  für  viel  zu  kurz  erachtet ; 
statt  dessen  fordert  sie  einen  mehrjährigen  Mindestaufenthalt,  möglichst 
ohne  feste  Begrenzung.  Gerade  die  intelligentesten  Mädchen  halten  es 
beifleiß  und  guter  Führung  oft  ein  ganzes  Jahr  aus ; aber  plötzlich  reißt 
es  si3  wieder  in  das  alte  Leben  hinaus,  bis  sie  nach  einer  Zeit  wieder 
in  de  r Kolonie  oder  einer  anderen  Anstalt  landen.  Der  in  der  praktischen 
Hilfsirbeit  an  diesem  Menschenmaterial  erfahrene  Inspektor  der  Berliner 
Stadl mission,  Pastor  Thieme,  erklärt  eine  Art  von  Entmündigung,  etwa 
in  Form  einer  mehrjährigen  Aufenthaltsbeschränkung,  für  diese  Menschen  als 
unbe  lingt  notwendig,  um  sie  wieder  zu  einem  geordneten  Leben  zu  erziehen. 

Das  „Arbeitshaus  ohne  Zwang“. 

Jas  von  Peter  Bonn  (Die  Hungersnot  in  unsern  Großstädten, 
M.-G  adbach  1914  mit  einer  Einführung  vou  Dr.  K.  Kumpmann  und: 
„Zur  Arbeitslosenfürsorge  nach  dem  Weltkriege“  1916,  Kegensburg)  ge- 
plant» „Arbeitshaus  ohne  Zwang“  stellt  die  Kombination  einer  landwirt- 
schaf  liehen  und  industriellen  Arbeiter-  und  Arbeiterinnenkolonie  dar,  in 
der  n ich  Geschlechtern  getrennte  Abteilungen  bestehen.  Bonn  beschreibt 
die  (Organisation  des  Arbeitsheims  bis  ins  einzelnste.  „Es  würde  sich 
förml  ch  um  eine  selbständige,  durch  eigene  Arbeit  bestehende  Ansiedlung 
von  arbeitsfreudigen  Menschen  handeln“,  die  jede  Stadt  von  etwa 
1000' 10  Einwohnern  errichten  sollte. 

Mit  der  Forderung  der  Gelegenheit  zur  Durchbildung  im  alten  Beruf, 
der  [öglichkeit  zum  Berufswechsel  für  Erwachsene  bei  weiterlaufendem 
Verdi  enst,  der  Mannigfaltigkeit  der  Arbeitsmöglichkeiten,  der  modernen 
Einrii  htung  der  Betriebe  deutet  Bonn,  bei  aller  Anfechtbarkeit  mancher 
sonsti  ^en  Einzelvorschläge,  auf  die  wesentlichen  Bedingungen  einer  modernen 
Arbei  :sversorgung überhaupt  hin.  (Vgl.  auch  die  Bes]>rechung  von  Klumker 
in  de'  Zeitschrift  für  das  Armenwesen  1914.) 

Ausländische  freiwillige  Beschäftigungsanstalten. 

Den  deutschen  freien  Arbeiterkolonien  ähnliche  Anstalten  bestehen 
im  Al  sland  nur  wenige.  In  Amerika  haben  sie  selten  und  vorübergehend 
existiirt  (vgl.  Henderson  a.  a.  0.  Buch  III),  ebenso  in  Frankreich. 
(Pagi  ier  a.  a.  0.)  \ on  den  in  der  Schweiz  bestehenden  Kolonien  ist 

u.  a.  iine  der  Zwangsarbeitskolonie  Witzwil  im  Kanton  Bern,  vor  allem 
für  de  entlassenen  Gefangenen,  angegliedert.  (Dawson  a.  a.  0.)  In 
Engla  id  wurde  u.  a.  durch  den  London  Unemplojment  Fund  eine  farm 
colon)  errichtet  (Beveridge).  Die  in  den  90  er  Jahren  entstandenen  Arbeits- 
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heimstätten  der  englischen  Church  Army,  einer  der  Heilsarmee  analogen 
Institution,  vou  denen  1896  etwa  30  in  England  bestanden,  charakterisieren 
sich  durch  ihren  kleinen  Umfang  (25  Insassen)  und  durch  ihre  stete  Ver- 
bindung mit  der  Armenbehörde,  die  ihnen  fortgesetzt  Pfleglinge  zu  3 — 4- 
mouatlicbem  Aufenthalt  überweist.  (Von  Nostiz,  Arbeitsloseufrage  im 
Lichte  englischer  Erfahrungen.  Jahrb.  f.  Gesetzg.  und  Verw.  1896.) 

Eine  in  mehreren  Ländern  verbreitete  Einrichtung  sind  die  Heim- 
stätten der  Heilsarmee  für  entlassene  Gefangene  und  die  für  verwahrloste 
Frauen,  sowie  die  Farmkolonieu  der  Armee  in  Indien,  Südafrika,  Australien, 
Holland,  Westindien,  Kanada  und  den  Vereinigten  Staaten,  deren  Organi- 
sationen sich  z.  T.  von  der  Arbeiterkolonie  der  Armee  in  Hadleigh  in 
Essex  unterscheiden.  (Glasen,  a.  a.  0.  S.  26 ff.)  Diese  englische 
Farmkolonie  umfaßt  rund  128000  ha  Land,  von  denen  auf  4000  ha  Land- 
wirtschaft getrieben  wird  mit  einer  Einnahme  von  660000  M.  im  Jahre 
1904,  und  ständigem  Deflzit.  Hadleigh  hat  keine  Polizei,  und  Aus- 
schreitungen sind  dort  aus  Gründen  der  straffen  Disziplin  unbekannt,  trotz 
der  Schufte,  Verbrecher,  Landstreicher  und  besonders  Säufer,  die  dort 
zusammenströmen.  Webb  (Problem  der  Armut,  S.  144)  urteilt;  ,.Das 
ganze  im  augenfälligen  Gegensatz  zu  der  selbst  fortgeschrittensten  staatlichen 

Fürsorgeerziehung.“ 

Die  holländische  Maatschappij  van  Weldadigbeid  (vgl.  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften,  Artikel  ,. Armenwesen“  und  Carlile,  The 
Continental  outcast.  1906)  bezweckt,  arme  aber  gesunde  städtische  Familien, 
die  durch  große  Kinderzabl,  angeborene  Langsamkeit,  frühere  Arbeits- 
scheu usw.  ins  Elend  gekommen  sind,  durch  Verpflanzung  auf  das  Land 
und  durch  Anleitung  zu  ländlicher  Arbeit  zu  späterer  selbständiger  An- 
siedlung als  Bauern  außerhalb  der  Kolonie  zu  erziehen.  Dazu  eignen 
sich  aber  nur  wenige.  (Carlile  und  die  Anstaltsberichte.)  Die  meisten 
können  nur  im  Schutz  der  Kolonie  mit  Hilfe  der  durch  die  Gesellschaft 
bereitgehaltenen  Arbeit  aus  eigener  Kraft  existieren.  Dieses  Ergebnis 
stimmt  mit  ähnlichen  Ansiedlungsbestrebungeu  der  Heilsarmee,  Pastor 
Cronemeyers  u.  a.  überein. 

Ch.  Booth  (Life  and  Labour  of  the  People  in  London  1892—96 


S.  166  ff.)  fordert  für  die  dauernd  zu  freier  Arbeit  nicht  genügend  fähigen 
Armen  Famiiienausiedluug  unter  staatlicher  Leitung  mit  staatlich  organi- 
sierter gewerblicher  und  ländlicher  Arbeit. 

Auch  die  ausländischen  freiwulligen  Beschäftigungsaustalten  machen 
allenthalben  die  Erfahrung,  daß  ihre  Insassen  nur  sehr  schwer  und  erst 
nach  langer  Arbeitserziehung  und  -fürsorge  erwerbs-  und  existenzfähig 
werden;  im  Mißverhältnis  dazu  steht  deren  meist  nur  vorübergehender 
Aufenthalt  in  diesen  Anstalten.  Zweckvolle  Maßnahmen  zu  längerer  zwangs- 
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weis(  r Zurückbehaltung  unter  fürsorgerischen  Gesichtspunkten  sind  bisher 
dort  noch  nicht  getroffen. 

Die  Erwerbsschwachen  und  die  geschlossene  Armenpflege  in 

Deutschland. 

f .^enpflege  wird  in  Deutschland  armenrechtlich 

ilfs  )edurftigen,  die  vielfach  aus  Erwerbsschwachen  bestehen,  gegenüber 
nur  n bestimmten  Fällen  angewandt.  Es  ist  Aufgabe  der  Armenpflege, 
em  ihre  Hilfe  in  Anspruch  Nehmenden,  soweit  angängig,  die  seinen 
Kraft  en  entsprechende  Arbeit  anzuweisen.  Zu  diesem  Zweck  ist  sie  daher 
auch  berechtigt,  ihn  solange  er  Unterstützung  in  Anspruch  nimmt,  in 
einen;  Armenhause  unterzubringen;  der  Arme  hat  weder  einen  ßechtsan- 
spruc  1 auf  die  Armenfürsorge,  noch  entscheidet  er  über  die  Form  der 
Unterstützung.  Als  Insassen  der  deutschen  Armenanstalten  kommen  zwei 
Grup]  len  von  Armen  in  Betracht:  erstens  solche,  für  die  in  ihrem  indivi- 
duellen Interesse  Anstaltspflege  geboten  erscheint:  also  wegen  Alters 
biechiums,  körperlicher  oder  leichterer  geistiger  Gebrechen.  Sie  finden 
urso  -ge  in  Armenhäusern,  Altenlieimen,  Armenbewahranstalteu,  Versorg- 
oder . lechenhäusern;  zweitens  werden,  aus  Gründen  der  öffentlichen  Sicher- 
eit  iud  Sittlichkeit  die,  deren  Unterstützung  in  offener  Pflege  wegen 
Liede]  hchkeit,  \ erdachts  der  Arbeitsscheu,  Leichtsinn,  Unwirtschaftlichkeit 
nicht  ingezeigt  erscheint,  in  Armenarbeitsanstalten  untergebracht. 

femlich  häufig  verfügen  die  größeren  Armenverwaltungen  heute 
über  beide  Anstaltsarten.  Die  Arbeitsanstalten  sind  teils  freiwillige  „Werk- 
häuser*, teils  Zwangsarbeitshäuser,  die  „aber  nicht  identisch  sind  mit  den 
poizeiichen  Arbeitshäusern“  oder  Korrektionsansealten;  wenn  sie  sich 
auch  ,len  letzteren  nähern  hinsichtlich  des  Aufnahmematerials.  In  den 
gro  er  m Städten  Preußens  sind  die  Armenanstalten  mit  der  eigentlichen 
Korrel  tionsanstalt,  in  anderen  mit  Armen-  und  Versorghäusern  verbunden. 
Desgle  Chen  sollen  die  Landarmenanstalten  der  meisten  Provinzen  neben 
den  Zv  ecken  der  strafgesetzlichen  Korrektionshaft  als  Armenarbeitshäuser 
lenen,  haben  sich  aber  als  solche  nicht  bewährt,  da  der  Bezirk,  für  den 

sie  err  chtet  sind,  zu  groß  ist.  (Vgl.  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schafte i.  Artikel  „Arbeitshaus“.) 

A:  menarbeitsanstalten  ausschließlich  für  zwangsweise  Unterbringung 
sittlich  gesunkener  und  arbeitsscheuer  Individuen  finden  sich  als  Institute  der 
pschlo  isenen  Armenpflege  in  Deutschland  relativ  selten  vor;  statt  dessen  ist 
in  diese  r Richtung  vor  allem  die  freie  konfessionelle  Vereinstätigkeit  wirksam 
mit  Ihr.  n Rettungshäusern,  Asylen,  Magdalenenstiften,  Besserungsanstalten. 
Diese  I inrichtungen  stehen  dauernd  in  Verbindung  mit  den  maßgebenden 
Verwahungs-  und  Armenbehörden  (Buehl-Eschle,  a.  a.  0.  S.  107) 
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Innerhalb  der  geschlossenen  Armenpflege  werden  sowohl  die  geistig 
leicht  Minderwertigen  und  körperlich  Gebrechlichen,  wie  die  der  Arbeits- 
scheu Verdächtigen  vielfach  zusammen  in  sog.  „gemischten  Anstalten“ 
untergebracht.  Durchgängig  erfolgt  innerhalb  der  Anstalt  nur  die  Trennung 
nach  Geschlechtern,  zwischen  Erwachsenen  und  Jugendlichen  und  — in 
Sachsen  — zwischen  Versorgten  und  den  unter  Arbeitszwang  gestellten 
„Korrektionären“.  In  einem  Drittel  der  Anstalten  der  von  Buehl  im 
Jahre  1902  befragten  119  Arraenverwaltungen  erfolgt  eine  weitere  Indi- 
vidualisierung bei  der  Unterbringung  überhaupt  nicht;  in  den  übrigen 
dagegen  nach  Gesundheitszustand,  nach  dem  Grade  der  Arbeitsfähigkeit, 

nach  Vorleben,  Bildung,  sozialer  Provenienz,  nach  Charakter  und  Führung. 

• » 

Wegen  der  vielen  Übergänge  von  der  Arbeitsfähigkeit  zur  -Unfähig- 
keit, wegen  der  Schwankungen  des  körperlichen  und  geistigen  Zustandes 
der  Anstaltsinsassen  ist  ihre  Sonderung  nach  diesen  Merkmalen  sehr  er- 
schwert. Eine  besonders  eingehende  Differenzierung  erfolgt  unter  den 
Insassen  der  badischen  Kreispflegeanstalten,  die  „gemischte  Anstalten“ 
darstellen.  Dabei  ist  die  Verteilung  der  Insassen  zwischen  der  Arbeiter- 
und der  Krankenabteilung  sowie  innerhalb  derselben  beständig  im  Fluß 
(Buehl-Eschle,  a.  a.  0.  S.  108). 

Der  Zweck  der  Beschäftigung  in  den  Armenanstalten  ist  die  tunlichste 
Wiederbefähigung  zu  freier  Erwerbsarbeit.  1902  betrieben  unter  150  An- 
stalten 78  Landwirtschaft  und  Gartenbau,  in  erster  Linie  die  Arbeitshäuser, 
wegen  ihres  kräftigeren  Menschenmaterials;  neben  ihrer  Zweckmäßigkeit 
als  Beschäftigungsart  fördert  die  Landwirtschaft  die  rentable  Gestaltung 
des  Anstaltsbetriebs  durch  Selbstversorgung  und  gewinnreichen  Absatz  in 
nahegelegenen  Verkehrszentren.  Als  Winterarbeit,  sowie  für  minderwertige 
Kräfte  werden  in  diesen  und  in  den  übrigen  Anstalten  auch  gewerbliche 
Arbeiten,  einige  Haupthandwerke  neben  im  übrigen  leicht  erlernbaren, 
rein  mechanischen  Arbeiten  betrieben;  teils  nur  für  den  Anstaltsbedarf 
mit  einem  Arbeitsertrag  zwischen  0,12  und  1,7  M.;  teils  für  sonstige 
städtische  Zwecke  und  für  Privatunternehmer  mit  einem  Ertrag  von  0,7 
bis  2,50  M.  täglich  auf  den  Kopf.  Kleine  Arbeitsprämien  werden  in 
den  meisten  Anstalten  mit  geordnetem  Arbeitsbetrieb  gewährt,  teils  als 
prozentualer  Anteil  am  Verdienst,  teils  in  festen  Geldbeträgen. 

Einheitlich  berechnete  statistische  Angaben  über  die  Höhe  der  täg- 
lichen Verpflegungskosten  der  Insassen  bestehen  nicht.  Die  Zahlenangaben 
schwanken  pro  Kopf  zwischen  23  Pf.  und  1,72  M.  (Buehl-Eschle, 
a.  a.  0.). 

• • 

Uber  die  Bedeutung  der  Armenanstalten  für  Erwerbsschwache  ist 

folgendes  zu  bemerken;  1.  Soweit  es  sich  um  Arme  mit  körperlichen  oder 
leichteren  geistigen  Gebrechen  handelt,  die  sie  zwar  an  der  selbständigen 
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Besciaffung  der  Existenzmittel,  aber  nicht  an  Arbeitsleistung  überhaupt 
bind,  rn,  wird  man  zu  ihrer  Versorgung  und  wirtschaftlichen  Verwertung 
häufi  5 auf  die  geschlossene  Armenpflege  zurückgreifen  müssen.  Deren 
Anstilten  dürften  um  so  eher  freiwillig  aufgesucht  werden,  je  mehr  sie 
durch  Modernisierung  in  ihrer  Einrichtung  das  ihnen  noch  vielfach  an- 
hafte ide  schlechte  Odium  abstreifen  und  ein  humaneres  Gepräge  annehmen. 
2.  Wo  irgend  möglich,  ist  es  auf  Grund  der  Erfahrungen  der  badischen 
Kreii Pflegeanstalten  (vgl.  Buehl-Eschle,  a.  a.  0.)  außerdem  zweckmäßig, 
in  di  äse  modernen  Krankenanstalten  auch  die  auf  der  Grenze  zwischen 
Gesuidheit  und  Krankheit  stehenden  Psychopathen  und  Degenerierten 
aller  \vt  aufzunehmen,  die  mit  dem  Namen  Arbeitsscheue,  Trinker,  Vaga- 
bund, n usw.  bezeichnet  werden.  Wegen  der  körperlichen  und  seelischen 
Ursachen  der  Trunksucht  und  des  Hanges  zu  ungeordnetem  Leben  fordert 
Escble  (Buehl-Eschle,  a.  a.  0.  S.  108),  nicht  aus  moralischen  Gründen 
zu  weitgehend  zu  diflerenzieren  innerhalb  des  Aufnahmematerials.  „Nicht 
zu  um  erschätzen  in  erziehlicher  Hinsicht  ist  auch  für  die  Heruntergekommenen 
das  ( efühl,  nicht  als  „Auswurf  der  Menschheit“,  als  „Lump“  behandelt 
zu  werden,  sondern  als  ein  „Kranker“,  der  seine  krankhaften  Neigungen 
durch  eigene  Energie,  durch  strenge  Befolgung  der  Anstaltsgrundsätze, 
Enthaltsamkeit,  Arbeit  und  unbedingtem  Gehorsam,  bekämpfen  will“ 
(Bue  il-Eschle,  a.  a.  0.). 

Vielen  von  ihnen  wird  die  Anstalt  ein  dauerndes  Heim  bleiben; 
ander  s werden  durch  eine  genügend  lange  Arbeitserziehung  und  -aus- 
bilduLg  befähigt  werden  zu  einer,  wenn  auch  bescheidenen  selbständigen 
Existenz.  3.  Eine  hinsichtlich  ihrer  Beschäftigungsmöglichkeiten  in  der 
Kichti  ng  der  Bonnschen  Vorschläge  als  Arbeitsversorgung  und  -ver- 
wertui  gsanstalt  zweckmäßig  reorganisierte  Armenanstalt  würde  auch  mehr 
als  di  3 bisherigen  von  Nutzen  sein  für  die  durch  einen  ungeeigneten 
Beruf  in  das  ünterstützungsverhältnis  Gekommenen;  sei  es,  daß  er  ge- 
sundhnitschädlich  war,  sei  es,  daß  er  nicht  geniigenden  Verdienst  ab- 
warf, äei  es,  daß  er  für  schwache  Charaktere  zu  viel  Verlockungen  zu 
einem  ungebundenen  Lebenswandel  (Reisender,  Kolporteur,  Schausteller 
auf  Messen  usw.)  in  sich  barg  (vgl.  auch  Buehl-Eschle,  a.  a.  O.). 
Bisher  allerdings  bietet  die  geringe  Mannigfaltigkeit  und  Einfachheit  der 
Arbeitsarten  in  diesen  Anstalten  nur  sehr  begrenzte  Möglichkeiten  des 
Berufs  Wechsels,  wie  er  in  vielen  Fällen  im  Interesse  einer  rationelleren 
Verwe  tung  der  eigenen  Kräfte  und  Fähigkeiten  und  des  dadurch  bedingten 
bessert  n wirtschaftlichen  Fortkommens  wünschenswert  ist. 

Die  besprochenen  Anstalten  der  geschlossenen  Armenpflege  gewähren 
im  allgemeinen  nur  den  seßhaften  Armen  längere  und  dauernde  ünter- 
kunftsiaöglichkeiten.  Dagegen  entbehren  die  wanderarmen  Arbeits-  und 
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Erwerbsschwachen  bisher  immer  noch  einer  menschenwürdigen  Versorgung 
durch  die  gesetzliche  Armenpflege.  Für  sie  ist  die  Gefahr  des  Herab- 
sinkens ins  Vagabundentum,  wie  sie  Bodelschwingh  (Vorschläge  . . . a.  a.  0. 
1884,  S.  19  ff.)  schildert,  besonders  groß  bei  dem  bisher  beliebten  System 
der  prinzipienlosen  Unterstützung  . . . „Ich  behaupte  kühulich,  daß  die 
berüchtigten  Greuel  des  Mittelalters  mit  ihren  Hexenverbrennuugen  usw. 
der  Marter  nicht  gleich  kommen,  zu  welcher  jetzt  zahlreiche  Mitmenschen 
verdammt  werden,  indem  man  sie  erbarmungslos  in  diesen  Schlamm 
hiiieinstüßt.“ 

Wie  gezeigt,  handelt  es  sich  unter  den  Wanderarmen  vielfach  um 
Menschen,  die  im  freien  Verkehr  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  können. 
Aus  den  Einrichtungen  zu  vorübergehender  Fürsorge  sind  sie  daher  möglichst 
zu  entfernen  und  längere  Zeit  und  gegebenenfalls  dauernd  zu  versorgen. 
Die  als  Vorentwurf  vorliegende  Änderung  des  Gesetzes  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz bietet  allerdings  mehr  als  bisher  die  Gewähr  dafür, 
daß  zweckentsprechende  Fürsorgeeinrichtungen  für  diese  Armen  getroffen 
werden.  (Vgl.  „Zur  geplanten  reichsgesetzlicben  Regelung  der  Wander- 
armenfürsorge“, Sondernummer  der  Zeitschrift  „Der  Arbeitsnachweis  in 
Deutschland“,  Nr.  4,  1914).  Danach  werden  die  Kosten  der  Fürsorge  für 
die  ortsfremden  Armen  den  leistungsfähigeren,  größeren  Landarmenver- 
bänden  übertragen.  Ferner  sind  die  Landarmenverbände  befugt,  über 
die  Bedingungen  und  die  Art  und  Weise  der  Unterstützungen,  die  seitens 
der  Ortsarmenverbände  zu  gewähren  sind,  zu  bestimmen,  auch  die  Unter- 
stützung der  Wanderarmen  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  oder  sich  der 
I Mitwirkung  Dritter  zu  bedienen  (§  30  a des  Gesetzes).  Einheitlichere 

und  wirksamere  Fürsorgeeinrichtungen  sind  danach  zu  erwarten. 

Aber  auch  durch  ihre  Bereitstellung  wird  nur  die  Möglichkeit  einer 
Versorgung  geschaffen,  aber  noch  nicht  ihre  tatsächliche  sachgemäße  Be- 
nutzung gewährleistet. 


JV‘: 


Lebenslauf. 

im  27.  Januar  1892  wurde  ich,  Auguste  Emmeline  Helene  Schroeder 
zu  Lackhausen  hei  Wesel  als  Tochter  des  Kaufmanns  Karl  Schroeder 
und  seiner  Erau  Emma,  geh.  Lühl,  geboren.  Ich  bin  protestantisch. 
Auf  dem  Mädchengymnasium  zu  Karlsruhe  i.  E.  erwarb  ich  mir  am 
14.  culi  1911  das  Reifezeugnis.  Ich  widmete  mich  dem  Studium  der 
Staatswissenschaften  und  bezog  zuerst  die  Universität  in  Bonn,  wo  ich 
am  17.  Oktober  1911  immatrikuliert  wurde.  Im  2.  und  3.  Semester, 
Yoni.pril  1912  bis  März  1913,  besuchte  ich  die  Universität  in  München, 
im  4.,  dem  Sommersemester  1913,  die  Universität  in  Berlin,  im  5.,  dem’ 
Wintersemester  1913/U,  die  Universität  in  München. 

'^on  meinem  6.  Semester,  dem  Sommersemester  1914,  ab  habe  ich 
wieder  in  Bonn  studiert. 

jiim  6.  Dezember  1916  bestand  ich  die  mündliche  Doktorprüfung 
in  Bcnn. 


